
Anhang 1 

Zur Untersuchung des Unfalles vom 

Name, Vorname: geboren am: 

Antrag auf Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen im Rahmen der 
Unfallfürsorge

Bitte beachten Sie die „Hinweise zum Sachschadenersatz im Rahmen und außerhalb der Unfallfürsorge“ 

A Antrag 

1. Welche Gegenstände wurden bei dem Unfall zerstört oder beschädigt oder sind abhandengekommen? 

Bezeichnung des Gegenstandes 
z*
b*
a*

Zeitpunkt der Anschaf-
fung (möglichst genau 

angeben) 

Kaufpreis 
in Euro 

Höhe des gel-
tend gemachten 

Schadens 
in Euro 

a)      

b)      

c)      

d)      

e)      

f)      

g)      

* z = zerstört; b = beschädigt; a = abhandengekommen 

Soweit vorhanden, sind die Rechnungen über den Kauf der aufgeführten Gegenstände vorzulegen. Auf jeden Fall ist die Rech-
nung über die Reparatur des beschädigten Gegenstandes oder über einen Neukauf (zum Beispiel bei Brillen) beizufügen. Bei 
Brillen ist neben der Rechnung für die beschädigte und die neue Brille auch die Abrechnung der Krankenversicherung oder ein 
Nachweis über die Höhe der Kostenerstattung vorzulegen. 

2. Wäre eine Reparatur möglich gewesen? 

 ja  nein, Begründung 

3. Welche der unter Nummer 1 aufgeführten Gegenstände hatten Sie gegen eine pauschalierte Aufwandsentschädigung zu 
stellen (zum Beispiel Dienstbekleidung, Arbeitsgeräte)? 

Bezeichnung des Gegenstandes Pauschale in Euro 
pro Abrechnungszeitraum 

Eigenanteil an den 
Bewirtschaftungskosten 

   

   

   

   

   



4. Können Sie für die unter Nummer 1 aufgeführten Gegenstände Ersatzansprüche geltend machen? 
4.1  gegen eigene Versicherung (zum Beispiel Kfz-Kaskoversicherung, Reisegepäckversicherung), Automobilclub (zum 

Beispiel Schadensbeihilfe bei Wildschäden) 

Bezeichnung 
des Gegenstandes 

Name und Anschrift 
der Versicherung 

Art der Versicherung (Kopie 
des Versicherungsscheines 
oder der aktuellen Beitrags-

rechnung beifügen) 

Höhe des Anspruchs 
(Abrechnung beifügen) 

    

    

    

4.2  gegen einen Dritten (Schädiger oder dessen Versicherung) 
Bezeichnung des 

Gegenstandes 
Name und Anschrift des Schädigers 

beziehungsweise seiner Versicherung 
Höhe des Anspruchs 

(Abrechnung beifügen) 
   

   

   

5. Welche der unter Nummer 4 aufgeführten Forderungen können nicht verwirklicht werden? 

Begründung: 

Abtretungserklärung: Ich trete die Forderungen unter Nummer 4.2 an den Freistaat Sachsen ab, soweit dieser Sachschadener-
satz leistet. 

6. ist nur auszufüllen, wenn Ersatz für Sachschäden am privateigenen Kraftfahrzeug beantragt wird: 
6.1 Fabrikat Typ Baujahr Kilometerstand Hubraum Leistung 

       

6.2 Bei Benutzung des Kfz während einer Dienstreise: 
Hatte der Dienstvorgesetzte die Benutzung des Kfz vorher aus triftigen Gründen schriftlich gestattet? 

 ja (Verfügung vorlegen) 

 nein 
Wenn nein, warum wurde die Dienstreise trotzdem mit dem Kfz durchgeführt? 

6.3 Bei Benutzung des Kfz auf dem Weg zum und vom Dienst: 
Lag für die Benutzung des Kfz ein schwerwiegender Grund vor? 

 nein 

 ja, 
 a) wegen der persönlichen Verhältnisse des Antragstellers (zum Beispiel Körperbehinderung) 

 b) wegen der Eigenart des Dienstes (mehrere Dienstorte, Dienstbeginn/-ende zur Nachtzeit) 
 c) wegen der dienstlichen Veranlassung zum Transport umfangreichen Dienstgepäcks (Aktenmaterial, Gegenstände 

mit großem Gewicht oder sperrige Gegenstände) 
ausführliche Begründung: 

6.4 Wer führte das Kfz zum Unfallzeitpunkt? 

6.5 Entfernung zwischen dem Ort des Wegeantritts und dem Ziel (km): 

6.6 Mit welchem Zeitaufwand kann die Strecke mit einem Kfz bei normalen Wege- und Verkehrsverhältnissen durchfahren 
werden? 



7. und 8. sind nur auszufüllen, wenn bei Nummer 6.3 Buchstabe b zutrifft: 
7. Angabe der Abfahrts- und Ankunftszeiten öffentlicher Verkehrsmittel, die hätten benutzt werden können 

a) Hinfahrt 

 Verkehrsmittel Abfahrtszeit Abfahrtsort
(Haltestelle) Ankunftszeit Ankunftsort 

(Haltestelle) 
      

      

      

      

b) Rückfahrt 

 Verkehrsmittel Abfahrtszeit Abfahrtsort
(Haltestelle) Ankunftszeit Ankunftsort 

(Haltestelle) 
      

      

      

      

8. Angaben der Wegstrecken zu den nächstgelegenen Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel 

Beschreibung der Wegstrecke zur Haltestelle Fußweg (Minuten) Entfernung (km) 
am
Wohnort    

am
Umsteigeort    

am
Umsteigeort    

am
Dienstort    

Ich versichere die Vollständigkeit und Richtigkeit der gemachten Angaben. 

Ort, Datum Unterschrift des Beamten oder Richters 



B Feststellung des Dienstvorgesetzten 

1. Wann wurde der Sachschaden dem Dienstvorgesetzten erstmals bekannt? 

am:   
 durch mündliche Meldung 
 durch schriftliche Meldung 
 in sonstiger Weise (kurze Bezeichnung) 

2. Die Angaben des Beamten werden bestätigt. 

 ja  nein 
Begründung: 

3. Für die Benutzung des Kfz auf dem Weg zur und von der Dienststelle liegen folgende schwer wiegende Gründe nach 
Abschnitt A.6.3 dieser Anlage vor: 

4. Das Kfz wurde auf der Dienstreise aus folgenden triftigen Gründen im Sinne des Reisekostenrechts benutzt: 

(laut Verfügung vom  ) 

5. Sonstige Bemerkungen: 

   

 Ort, Datum  Unterschrift des Dienstvorgesetzten mit Stempel der Be-
hörde sowie 
Name und Amtsbezeichnung des Dienstvorgesetzten 
bitte mit Druckbuchstaben angeben 



Anhang 2 

Landesamt für Steuern und Finanzen 
Bezügestelle – Dienstunfallfürsorge 
Stauffenbergallee 2 
01099 Dresden 

Antrag auf Sachschadenersatz außerhalb der Unfallfürsorge gemäß § 81 des Sächsi-
schen Beamtengesetzes (SächsBG) 

Anträge auf Bewilligung von Sachschadenersatz müssen innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten beziehungsweise ei-
nem Monat (§ 81 Absatz 3 Satz 2 SächsBG) nach dem Eintritt des Schadens schriftlich beim Dienstvorgesetzten oder beim 
Landesamt für Steuern und Finanzen unter eingehender Schilderung des Sachverhalts, Angabe von Zeugen und sonstiger Be-
weismittel, sowie unter Glaubhaftmachung des Umfangs des Schadens gestellt werden. 

Im Übrigen wird auf die „Hinweise zum Sachschadenersatz im Rahmen und außerhalb der Unfallfürsorge“ verwiesen. 

Die Daten werden in dem für die Bearbeitung notwendigen Umfang gespeichert und sind Dritten nicht zugänglich. 

Die Antragsteller haben die Abschnitte A bis F auszufüllen und dann den Antrag den Dienstvorgesetzten vorzulegen. Die Dienst-
vorgesetzten beantworten Abschnitt G des Antrages. 

A Angaben zur Person des Antragstellers 

Name, Vorname Geburtsname oder früherer Name Geburtsdatum 

Telefonnummer für Rückfragen (Angabe freiwillig) 

dienstlich 

privat

Dienst-/Amtsbezeichnung und Besoldungs-/Lohn-/Vergütungs-
gruppe 

Personalnummer 

Anschrift des Hauptwohnsitzes (Familienwohnung) gegebenenfalls Anschrift der Wohnung am oder in der Nähe 
des Dienstortes 

B Bankverbindung zur Überweisung des erstattungsfähigen Betrages 

Kontoinhaber  

IBAN  

BIC  

Kreditinstitut  



C Dienstverhältnis des Antragstellers am Unfalltag 

Bezeichnung und Anschrift der Dienststelle Gegebenenfalls Bezeichnung und Anschrift der auswärtigen 
Dienst-Beschäftigungsstelle am Unfalltag 

Welche Dienstzeit war am Unfalltag festgelegt? (bei Gleitzeit: Rahmen- und Kerndienstzeit angeben) 
Wöchentliche Arbeitszeit       Stunden:  

Mindestarbeitszeit von  Uhr bis  Uhr Stunden:  

Feste Arbeitszeit von  Uhr bis  Uhr   
Kerndienstzeit von  Uhr bis  Uhr   

Rahmenzeit von  Uhr bis  Uhr   

Tatsächliche Arbeitszeit von  Uhr bis  Uhr   

D Angaben zum Schadensereignis 

Datum und genauer Ort des Unfalles beziehungsweise Schadenfalls (Anschrift beziehungsweise präzise Beschreibung der 
Schadenstelle) 

Uhrzeit des Unfalles, gegebenenfalls Zeitpunkt der Feststellung des Schadens (zum Beispiel bei Diebstahl, Parkschaden) 

Wurde der Sachschadenersatz bereits schriftlich beantragt? 
 nein  ja  wann und bei wem: 

Unfallschilderung beziehungsweise Sachverhaltsschilderung (Art der dienstlichen Verrichtung, Ursachen und Hergang des Un-
falles beziehungsweise Schadenfalls, eventuell Verschulden Dritter, gegebenenfalls Beiblatt oder Skizze beifügen) 

Wurde der Unfall durch Polizei oder Staatsanwaltschaft untersucht? 
 nein  ja Ermittlungsbehörde(n) und jeweiliges Aktenzeichen angeben 

Zeugen des Unfalles (Zeugenaussagen gegebenenfalls auf gesondertem Blatt) 
Name, Anschrift (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort) sowie Telefonnummer der Zeugen. 



E Zusätzlich ausfüllen bei Wegeunfällen und Dienstreisen 

 Üblicher Weg zu beziehungsweise von der Dienst-
stelle 

 Dienstreise 
Bitte jeweils 
Kopie der Ge-
nehmigung 
beifügen. 

 Weg von weiterer Wohnung oder Unterkunft zum 
Hauptwohnsitz 

 Dienstreise am Dienst- oder Wohnort 

sonstiger Weg  
 Fortbildungsreise 

 Weiter mit Buchstabe a   Weiter mit Buchstabe b 

 a) b) 

Abgang/Abfahrt 

(Zeit und genaue Ortsangabe) 

um   Uhr

von:

um   Uhr

von:
Zielort (genaue Ortsangabe) 

Gefahrene Wegstrecke (gegebe-
nenfalls Skizze beifügen): 

War dies die ... ... verkehrsgünstigste, üblicherweise von 
Ihnen zurückgelegte Wegstrecke? 

... kürzeste verkehrsübliche beziehungs-
weise angeordnete Wegstrecke? 

 nein  ja  nein  ja 

Im Falle einer Um- beziehungsweise 
Abwegstrecke: Befindet sich der Un-
fallort auf der ... 

...verkehrsgünstigsten, üblicherweise von 
Ihnen zurückgelegten Wegstrecke? 

...kürzesten verkehrsüblichen beziehungs-
weise angeordneten Wegstrecke? 

 nein  ja  nein  ja 
Wenn nein, aus welchem Grund 
wurde eine andere Strecke gewählt? 

(zum Beispiel Fahrgemeinschaft, Unterbrin-
gung des Kindes) 

(zum Beispiel Umleitung) 

Dauer der Um- beziehungsweise 
Abwegstrecke: 

Unterbrechung des Weges (zum 
Beispiel wegen Einkauf, Arztbesuch, 
Lokalbesuch) 

 nein  ja, Grund  nein  ja, Grund 

Dauer der Unterbrechung: 

Welches Verkehrsmittel wurde für 
die Dienstreise angeordnet? (entfällt) 



F Sachschadenersatz 

1. Welche Gegenstände wurden bei dem Unfall zerstört oder beschädigt oder sind abhandengekommen? 

Bezeichnung des Gegenstandes 
z*
b*
a*

Zeitpunkt der Anschaf-
fung (möglichst genau 

angeben) 

Kaufpreis 
in Euro 

Höhe des gel-
tend gemachten 

Schadens 
in Euro 

a)      

b)      

c)      

d)      

e)      

f)      

g)      

* z = zerstört; b = beschädigt; a = abhandengekommen 

Soweit vorhanden, sind die Rechnungen über den Kauf der aufgeführten Gegenstände vorzulegen. Auf jeden Fall ist die Rech-
nung über die Reparatur des beschädigten Gegenstandes oder über einen Neukauf (zum Beispiel bei Brillen) beizufügen. Bei 
Brillen ist neben der Rechnung für die beschädigte und die neue Brille auch die Abrechnung der Krankenversicherung oder ein 
Nachweis über die Höhe der Kostenerstattung vorzulegen. 

2. Wäre eine Reparatur möglich gewesen? 

 ja  nein, Begründung 

3. Welche der unter Nummer 1 aufgeführten Gegenstände hatten Sie gegen eine pauschalierte Aufwandsentschädigung zu 
stellen (zum Beispiel Dienstbekleidung, Arbeitsgeräte)? 

Bezeichnung des Gegenstandes Pauschale in Euro 
pro Abrechnungszeitraum 

Eigenanteil an den 
Bewirtschaftungskosten 

   

   

   

   

   



4. Können Sie für die unter Nummer 1 aufgeführten Gegenstände Ersatzansprüche geltend machen? 
4.1  gegen eigene Versicherung (zum Beispiel Kfz-Kaskoversicherung, Reisegepäckversicherung), Automobilclub (zum 

Beispiel Schadensbeihilfe bei Wildschäden) 

Bezeichnung 
des Gegenstandes 

Name und Anschrift 
der Versicherung 

Art der Versicherung (Kopie 
des Versicherungsscheines 
oder der aktuellen Beitrags-

rechnung beifügen) 

Höhe des Anspruchs 
(Abrechnung beifügen) 

    

    

    

4.2  gegen einen Dritten (Schädiger oder dessen Versicherung) 
Bezeichnung des 

Gegenstandes 
Name und Anschrift des Schädigers 

beziehungsweise seiner Versicherung 
Höhe des Anspruchs 

(Abrechnung beifügen) 
   

   

   

5. Welche der unter Nummer 4 aufgeführten Forderungen können nicht verwirklicht werden? 

Begründung: 

Abtretungserklärung: Ich trete die Forderungen unter Nummer 4.2 an den Freistaat Sachsen ab, soweit dieser Sachschadener-
satz leistet. 

6. ist nur auszufüllen, wenn Ersatz für Sachschäden am privateigenen Kraftfahrzeug beantragt wird: 
6.1 Fabrikat Typ Baujahr Kilometerstand Hubraum Leistung 

       

6.2 Bei Benutzung des Kfz während einer Dienstreise: 
Hatte der Dienstvorgesetzte die Benutzung des Kfz vorher aus triftigen Gründen schriftlich gestattet? 

 ja (Verfügung vorlegen) 

 nein 
Wenn nein, warum wurde die Dienstreise trotzdem mit dem Kfz durchgeführt? 

6.3 Bei Benutzung des Kfz auf dem Weg zum und vom Dienst: 

Lag für die Benutzung des Kfz ein schwerwiegender Grund vor? 

 nein 
 ja, 

 a) wegen der persönlichen Verhältnisse des Antragstellers (zum Beispiel Körperbehinderung) 

 b) wegen der Eigenart des Dienstes (mehrere Dienstorte, Dienstbeginn/-ende zur Nachtzeit) 
 c) wegen der dienstlichen Veranlassung zum Transport umfangreichen Dienstgepäcks (Aktenmaterial, Gegenstände 

mit großem Gewicht oder sperrige Gegenstände) 
Ausführliche Begründung. Bitte legen Sie die Anerkennung des schwer wiegenden Grundes in Kopie vor. 

6.4 Wer führte das Kfz zum Unfallzeitpunkt? 

6.5 Entfernung zwischen dem Ort des Wegeantritts und dem Ziel (km): 

6.6 Mit welchem Zeitaufwand kann die Strecke mit einem Kfz bei normalen Wege- und Verkehrsverhältnissen durchfahren 
werden? 



7. und 8. sind nur auszufüllen, wenn bei Nummer 6.3 Buchstabe b zutrifft: 
7. Angabe der Abfahrts- und Ankunftszeiten öffentlicher Verkehrsmittel, die hätten benutzt werden können 

a) Hinfahrt 

 Verkehrsmittel Abfahrtszeit Abfahrtsort
(Haltestelle) Ankunftszeit Ankunftsort 

(Haltestelle) 
      

      

      

      

b) Rückfahrt 

 Verkehrsmittel Abfahrtszeit Abfahrtsort
(Haltestelle) Ankunftszeit Ankunftsort 

(Haltestelle) 
      

      

      

      

8. Angaben der Wegstrecken zu den nächstgelegenen Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel 

Beschreibung der Wegstrecke zur Haltestelle Fußweg (Minuten) Entfernung (km) 
am
Wohnort    

am
Umsteigeort    

am
Umsteigeort    

am
Dienstort    

Ich versichere die Vollständigkeit und Richtigkeit der gemachten Angaben. 

Ort, Datum Unterschrift des Beamten oder Richters 



G Feststellung des Dienstvorgesetzten 

Name und Bezeichnung des Dienstvorgesetzten sowie Anschrift der Behörde 

Wann wurde der Sachschaden dem Dienstvorgesetzten erstmals bekannt? 

am:   
 durch schriftliche Meldung 
 in sonstiger Weise (kurze Bezeichnung) 

Die Angaben des Antragstellers werden bestätigt. 
 ja  nein 

Begründung: 

Für die Benutzung des Kfz auf dem Weg zur und von der Dienststelle liegen folgende schwerwiegende Gründe nach Ab-
schnitt F.6.3 vor: 

Das Kfz wurde auf der Dienstreise aus folgenden triftigen Gründen im Sinne des Reisekostenrechts benutzt: 

(laut Verfügung vom  ) 

Sonstige Bemerkungen: 

   

 Ort, Datum  Unterschrift des Dienstvorgesetzten mit Stempel der Be-
hörde sowie 
Name und Amtsbezeichnung des Dienstvorgesetzten 
bitte mit Druckbuchstaben angeben 



Anhang 3 

Landesamt für Steuern und Finanzen 
Bezügestelle – Dienstunfallfürsorge 
Stauffenbergallee 2 
01099 Dresden 

Dienstunfalluntersuchung gemäß § 50 des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes 
(SächsBeamtVG) 

Hinweise 

Unfälle von Beamten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten sind und bei denen ein Körperschaden entstanden 
ist, sind unbeachtlich ihrer Schwere umgehend den Dienstvorgesetzten zu melden. Für die Unfallmeldung gilt eine Ausschlussfrist
von zwölf Monaten (§ 50 SächsBeamtVG). Der Anspruch auf Unfallfürsorge nach § 32 Absatz 2 Satz 2 SächsBeamtVG ist inner-
halb von zwei Jahren vom Tag der Geburt an von den Sorgeberechtigten geltend zu machen. Dienstvorgesetzte haben den Unfall 
nach dem Bekanntwerden sofort zu untersuchen (§ 50 Absatz 3 Satz 1 SächsBeamtVG). Zu diesem Zweck ist den Verletzten 
dieser Vordruck zur Unfallmeldung auszuhändigen. Verletzte haben die Abschnitte A bis C auszufüllen. Im Falle einer Verhinde-
rung (zum Beispiel schwere Krankheit) füllen die Dienstvorgesetzten die Vordrucke (ausgenommen Befundbericht des behan-
delnden Arztes) aus. 

Nach Ergänzung des schriftlichen Befundbericht des behandelnden Arztes durch die behandelnden Ärzte haben die Verletzten 
den ausgefüllten Vordruck in einem verschlossenen Umschlag mit dem Vermerk „Landesamt für Steuern und Finanzen, Dienst-
unfallfürsorge“ den Dienstvorgesetzten vorzulegen. 

Die Dienstvorgesetzten beantworten Abschnitt D der Dienstunfalluntersuchung und leiten diese mit dem verschlossenen Um-
schlag an das Landesamt für Steuern und Finanzen weiter. 

Wurde durch den Unfall auch ein Sachschaden verursacht und wird hierfür eine Erstattung beantragt, ist die Anlage 3 (Antrag auf
Sachschadenersatz im Rahmen der Dienstunfallfürsorge) vollständig ausgefüllt und ebenfalls mit Stellungnahme der Dienstvor-
gesetzten im Landesamt für Steuern und Finanzen, Fachgebiet Dienstunfall einzureichen. Dabei gilt ebenfalls eine Ausschlussfrist
von zwölf Monaten (§ 50 SächsBeamtVG). 

Werden Beamte bei einem Unfall verletzt oder getötet, so gehen die ihnen gegenüber dem Unfallverursacher zustehenden ge-
setzlichen Schadenersatzansprüche insoweit auf den Freistaat Sachsen über, als dieser zu Leistungen verpflichtet ist (§ 90 
SächsBG). Davon ausgenommen sind allerdings Schadenersatzansprüche, für die der Dienstherr keine Leistungen gewährt, wie 
zum Beispiel Anwalts- und Gerichtskosten, Schmerzensgeld. Das bedeutet, dass Beamte solche Ansprüche selbst beim Schädi-
ger oder dessen Versicherung geltend machen können. 

Die Daten werden in dem für die Bearbeitung notwendigen Umfang gespeichert und sind Dritten nicht zugänglich. 



A Unfallanzeige des Verletzten (§ 50 Absatz 1 Satz 1 SächsBeamtVG) 
– vom Antragsteller auszufüllen – 

I Angaben zur Person 

1. Persönliche Angaben 

Name, Vorname Geburtsname oder früherer Name Geburtsdatum 

Personalnummer Amtsbezeichnung (oder Tag der Berufung in 
das Beamtenverhältnis) und Besoldungs-
gruppe 

Telefon (Angabe freiwillig) 

dienstlich: 

privat:

Anschrift der Familienwohnung 
(Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 

gegebenenfalls Anschrift der Unterkunft am oder in der Nähe 
des Dienstortes (Straße, Haus-Nr., PLZ, Wohnort) 

Bezeichnung/Anschrift der Beschäftigungsdienststelle gegebenenfalls Bezeichnung und Anschrift der auswärtigen 
Dienst-/Beschäftigungsstelle am Unfalltag 

2. Arbeitszeit 

Welche Dienstzeit war am Unfalltag festgelegt? (bei Gleitzeit: Rahmen- und Kerndienstzeit angeben) 

Wöchentliche Arbeitszeit       Stunden:  
Mindestarbeitszeit von  Uhr bis  Uhr Stunden:  

Feste Arbeitszeit von  Uhr bis  Uhr   

Kerndienstzeit von  Uhr bis  Uhr   
Rahmenzeit von  Uhr bis  Uhr   

Tatsächliche Arbeitszeit von  Uhr bis  Uhr   



3. Krankenversicherung und andere Fürsorgeverfahren 

Wie sind Sie krankenversichert? 

 freiwillig in der gesetzlichen Krankenkasse  private Krankenkasse 

 Bei Polizeibeamten: Anspruch auf Freie Heilfürsorge 

Bezeichnung und Anschrift der gesetzlichen oder privaten Krankenkasse: 

Versicherungsnummer: 

Bei gesetzlicher Krankenversicherung: Haben Sie Leistungen auf Krankenversicherungskarte  in Anspruch genommen? 

 nein  ja 

Wurde bereits eine Feststellung über das Vorliegen einer Schwerbehinderung beantragt? 

 nein  ja, Anschrift der zuständigen Behörde und Aktenzeichen: 

Liegen Ihnen dazu Bescheide oder ähnliches vor, fügen Sie diese bitte in Kopie bei. 

War oder ist wegen einer früheren gleichartigen oder ähnlichen Schädigung im Dienst ein Prüfungsverfahren anhängig (zum 
Beispiel bei der für die Sonderversorgung zuständigen Stelle bei Tätigkeiten als Polizist in der DDR, bei einer Berufsgenossen-
schaft, Unfallkasse oder ähnlichen)? 

 nein  ja, Anschrift der zuständigen Behörde und Aktenzeichen: 

Liegen Ihnen dazu Bescheide oder ähnliches vor, fügen Sie diese bitte in Kopie bei. 

4. Bankverbindung zur Überweisung des erstattungsfähigen Betrages 

Kontoinhaber  

IBAN  

BIC  

Kreditinstitut  



II Angaben zum Unfallereignis 

Datum, Uhrzeit und genauer Ort des Unfalles (Anschrift beziehungsweise präzise Beschreibung der Unfallstelle) 

Ausführliche Unfallschilderung. Beschreiben Sie die Art der dienstlichen Verrichtung zum Unfallzeitpunkt sowie Ursachen und 
Hergang des Unfallereignisses (Bewegungsablauf, äußere Einwirkung) so detailliert wie möglich (gegebenenfalls Skizze oder 
Beiblatt beifügen). 

Wurde anlässlich des Unfalles ein Arzt konsultiert? 
 nein  ja, Anlage „Schriftlicher Befundbericht des behandelnden Arztes“ vollständig ausgefüllt einreichen 

Die erstmalige ärztliche Behandlung aufgrund des Unfallereignisses erfolgte am: 

Name und vollständige Anschrift des erstbehandelnden Arztes: 

und des/der weiterbehandelnden Arztes/Ärzte: 

Besteht (bestand) infolge des Unfalles Dienstunfähigkeit? 

 nein  ja, vom bis 

Wurde der Unfall von der Polizei aufgenommen? 
Wurden Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft angestellt? 

 nein  ja, Ermittlungsbehörde(n) und jeweiliges Aktenzeichen angeben 



Gibt es Zeugen für den Unfall? 
 nein  ja, Name, Anschrift und Telefonnummer angeben (Zeugenaussage gegebenenfalls auf einem gesonderten 

Blatt) 

Liegt Fremdverschulden vor? 
Hinweis: Beim Vorliegen von drittverschuldeten Unfällen ist ein entsprechendes Formular zusätzlich auszufüllen. Erfragen Sie 
dies bitte bei Ihrer Personal verwaltenden Stelle.

 nein  ja: a) Angaben zum Schädiger (gegebenenfalls Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Versicherung und Versiche-
rungsnummer): 

b) Einwilligungserklärung: 
Ich bin damit einverstanden, dass die in diesem Antrag gemachten Angaben zu meiner Person 
sowie die Tatsache, dass für mich Aufwendungen, die in Zusammenhang mit einem durch Dritte 
verschuldeten Unfall stehen, geltend gemacht werden, zum Zwecke der Prüfung und Geltendma-
chung eventueller Regressansprüche gegenüber Dritten an die hierfür zuständige Rechtsabteilung 
des Landesamtes für Steuern und Finanzen, weitergeleitet werden. 

Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers/Verletzten 

III Ursachen des Unfalles 

Bei der Prüfung des Ursachenzusammenhanges zwischen dem Unfallereignis und dem Körperschaden/den Unfallfolgen sind 
Vorschäden, die das Unfallgeschehen oder die Verletzung selbst beeinflusst haben, zu berücksichtigen. Im Rahmen der Ihnen 
obliegenden Beweislast sowie Ihrer beamtenrechtlichen Mitwirkungspflicht werden Sie gebeten, die nachfolgenden Fragen voll-
ständig zu beantworten. 

Bestanden bereits vor dem Unfall Beschwerden/Erkrankungen oder Verletzungen an dem durch den Unfall verletzten Körperteil?

 nein  ja, wann und welche (Art der Beschwerden und Dauer der ärztliche Behandlung sowie Name und Anschrift 
der behandelnden Ärzte angeben) – gegebenenfalls gesondertes Blatt verwenden. 

Haben Sie in den letzten 24 Stunden vor dem Unfall die Verkehrssicherheit beeinflussende Mittel (zum Beispiel Medikamente, 
Alkohol, sonstige Drogen) zu sich genommen? 

 nein  ja, Art, Menge und Zeit angeben 

Wurde der Unfall durch 
a) einen körperinneren Vorgang (zum Beispiel plötzliche Kreislaufschwäche, Übelkeit, Alkohol) oder 
b) eine vorher bereits bestehende Verletzung, Behinderung (Privat- oder Dienstunfall) beeinflusst? 

 nein  ja, nähere Ausführung zu der Erkrankung, dem Vorschaden (Art, Ursache) sowie Name und Anschrift der 
behandelnden Ärzte – gegebenenfalls gesondertes Blatt verwenden. 

Wurde unter Abschnitt A III eine der Fragen mit „ja“ beantwortet, bitten wir Sie, die in diesem Zusammenhang stehenden Unter-
suchungsunterlagen (zum Beispiel Befundberichte, Röntgenbilder) von Krankenanstalten, Rehabilitationseinrichtungen, Versi-
cherungen, behandelnden Ärzten umgehend vorzulegen. Das gilt auch für die im Zusammenhang mit dem gemeldeten Unfall 
stehenden Untersuchungsunterlagen. 



B Bei Wegeunfall sowie Dienstreise zusätzlich vom Antragsteller auszufüllen 

 Weg zur beziehungsweise von der Dienststelle  Dienstreise am Dienst- oder Wohnort 

 Weg zwischen Unterkunft und Familienwohnung  Fortbildungsreise 
 Weg zur Durchführung eines Heilverfahrens nach 

§ 36 SächsBeamtVG 

sonstiger Weg   
Bitte jeweils Kopie der Genehmigung mit vorlegen. 

 Weiter mit Buchstabe a   Weiter mit Buchstabe b 

 a) b) 

Abgang/Abfahrt 

(Zeit und genaue Ortsangabe) 

um   Uhr

von:

um   Uhr

von:
Zielort (genaue Ortsangabe) nach: nach:

Gefahrene Wegstrecke (gegebe-
nenfalls Skizze beifügen): 

War dies die ... ... verkehrsgünstigste, üblicherweise von 
Ihnen zurückgelegte Wegstrecke? 

... kürzeste verkehrsübliche beziehungs-
weise angeordnete Wegstrecke? 

 nein  ja  nein  ja 

Im Falle einer Um- beziehungsweise 
Abwegstrecke: Befindet sich der Un-
fallort auf der ... 

...verkehrsgünstigsten, üblicherweise von 
Ihnen zurückgelegten Wegstrecke? 

...kürzesten verkehrsüblichen beziehungs-
weise angeordneten Wegstrecke? 

 nein  ja  nein  ja 
Wenn nein, aus welchem Grund 
wurde eine andere Strecke gewählt? 

(zum Beispiel Fahrgemeinschaft, Unterbrin-
gung des Kindes) 

(zum Beispiel Umleitung) 

Dauer der Um- beziehungsweise 
Abwegstrecke: 

Unterbrechung des Weges (zum 
Beispiel wegen Einkauf, Arztbesuch, 
Lokalbesuch) 

 nein  ja, Grund  nein  ja, Grund 

Dauer der Unterbrechung: 

Welches Verkehrsmittel wurde für 
die Dienstreise angeordnet? (entfällt) 

Ich versichere die Vollständigkeit und Richtigkeit der in den Abschnitten A und B gemachten Angaben. 

Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers/Verletzten 



C – vom Antragsteller zu unterzeichnen – 

Erklärung über die Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht 

Name, Vorname geboren am: Unfalltag 

Anschrift – bitte nochmals angeben 

Das Landesamt für Steuern und Finanzen beabsichtigt, die für die Bearbeitung des Unfallereignisses notwendigen Auskünfte/Un-
terlagen direkt bei den zu beteiligenden Ärzten/Einrichtungen einzuholen und damit das Dienstunfallverfahren, insbesondere die 
Kausalitätsprüfung und die Feststellung der Verletzungsfolgen, zu beschleunigen. Soweit erforderlich, wird das Landesamt für 
Steuern und Finanzen einen Gutachter beauftragen und diesem die ärztlichen Unterlagen zur Verfügung stellen. 

Ich entbinde hiermit alle Ärzte, auch den polizeiärztlichen Dienst, Krankenhäuser, Sozialversicherungsträger, Behörden 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes, Gutachter, Psychotherapeuten, Psychiater und Psychologen gegenüber dem für 
die dienstunfallrechtliche Entscheidung zuständigen Landesamt für Steuern und Finanzen und gegebenenfalls hinzuzu-
ziehenden ärztlichen Gutachtern von der ärztlichen Schweigepflicht. 

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass dem Landesamt für Steuern und Finanzen sowie den vom Landesamt für 
Steuern und Finanzen beauftragten Gutachtern die für die Feststellung erforderlichen Auskünfte sowie die Untersu-
chungsunterlagen (Krankenpapiere, Aufzeichnungen, Krankheitsgeschichten, Untersuchungsbefunde, Röntgenbilder, 
MRT-/CT-/OP-Aufnahmen), Gutachten (insbesondere auch zur Feststellung der Dienstfähigkeit), Unterlagen zur Abklä-
rung von Vorschäden oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit, zur Sachaufklärung sowie zur sachgerechten Bearbei-
tung der Dienstunfallangelegenheit zur Verfügung gestellt werden. 

Die vorstehende Einwilligung kann verweigert oder beschränkt (zum Beispiel auf einzelne Ärzte, Einrichtungen, Unterlagen) und 
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Dadurch entstehende Beweisschwierigkeiten bei der Feststellung der anspruchs-
begründenden Voraussetzungen können zu Lasten des Beamten gehen. 

Die oben genannten ärztlichen Unterlagen werden bei Bedarf, soweit für den Schaden des Dienstherrn die Haftung eines Dritten 
in Betracht kommt, der den Regress bearbeitenden Stelle (Landesamt für Steuern und Finanzen, Rechtsabteilung), zur Geltend-
machung der auf den Freistaat Sachsen übergegangenen Ersatzansprüche zur Verfügung gestellt. 

Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers/Verletzten 



D Untersuchungsergebnis des Dienstvorgesetzten (§ 50 Absatz 3 Satz 1 SächsBeamtVG) 

Name und Bezeichnung des Dienstvorgesetzten sowie Anschrift der Behörde 

Wann wurde der Unfall dem Dienstvorgesetzten erstmals bekannt? 

am:
 durch mündliche Meldung 
 durch schriftliche Meldung 
 in sonstiger Weise (kurze Bezeichnung) 

Die Angaben in den Abschnitten A (zur Person, zum Dienstverhältnis) und B werden bestätigt. 

 nein  ja 
Begründung: 

Welche dienstplanmäßigen und weisungsgebunden übertragenen Dienstaufgaben erledigte der Beamte zum Unfallzeitpunkt? 

Handelt es sich bei dem Unfall nach Meinung des Dienstvorgesetzten um einen Dienstunfall? 

 nein  ja 
Begründung: 

Hat der Verletzte den Unfall vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführt? 

 nein  ja 
Begründung: 

Welche Schäden hat der Unfall verursacht? 

Schadenersatzansprüche – Kann für den Unfall ein Dritter haftbar gemacht werden? 
Hinweis: Beim Vorliegen von drittverschuldeten Unfällen ist ein entsprechendes Formular zusätzlich auszufüllen. Erfragen Sie 
dies bitte bei Ihrer Personal verwaltenden Stelle. 

 nein  ja 

Name, Anschrift des Dritten: 

Ergänzende Angaben: 

Das Untersuchungsergebnis wurde dem Beamten/Richter beziehungsweise den Hinterbliebenen bekannt gegeben. 

    

Ort, Datum Unterschrift des Dienstvorgesetzten mit Stempel der Be-
hörde sowie 
Name und Amtsbezeichnung des Dienstvorgesetzten 
bitte mit Druckbuchstaben angeben 



Anhang 4 

– Vertrauliche Personalsache – 

Bitte in einen Fensterumschlag einstecken und verschlossen 
der Dienstunfalluntersuchung beifügen! 

Landesamt für Steuern und Finanzen 
Bezügestelle – Dienstunfallfürsorge 
Stauffenbergallee 2 
01099 Dresden 

Schriftlicher Befundbericht des behandelnden Arztes1) 2)

Hinweis: Diese Angaben dienen zur Feststellung des Vorliegens eines Dienstunfalles im Rahmen der Dienstunfallfürsorge nach 
den beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften (§§ 32 ff. des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes – SächsBeamtVG). 
Die Angaben sind nur in dem für diesen Zweck erforderlichen Umfang aufzunehmen. 

Name, Vorname des Verletzten Geburtsdatum

Unfall vom 

1. Erstmalige Vorstellung des Patienten (Datum, Uhrzeit) 

2. Unfallschilderung des Verletzten gegenüber dem Unterzeichner und ärztliche Anamnese 

3. Befund und gegebenenfalls radiologische Befunde 

4. Diagnose 

5. Therapie 



6. Bestehen Anhaltspunkte, dass neben dem geschilderten Unfallereignis eine Vorschädigung – etwa anlagebedingter, dege-
nerativer, traumatischer Art – an der Entstehung des Körperschadens mitgewirkt hat? 

 nein  ja, welche:  

Bitte entsprechende Berichte (Operation, Histologie und andere) beziehungsweise radio-
logische Diagnostik (Röntgen, MRT und andere Aufnahmen sowie Berichte) beifügen. 

7. Besteht der Verdacht auf Alkohol-, Drogen- oder Medikamenteneinfluss 
 nein  ja, welche Anzeichen/Nachweise 

8. Ist ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Verletzung/Krankheit und dem Unfallereignis in ärztlich-wissenschaftli-
cher Hinsicht 

 erwiesen, gegebenenfalls Begründung: 
 überwiegend wahrscheinlich, 
 unwahrscheinlich, 
 ausgeschlossen? 

   

 Ort, Datum  Unterschrift und Stempel des Arztes  

1) Vertrauliche Arztsache. Der Befundbericht ist in einem verschlossenen Umschlag in der Dienstunfallakte aufzubewahren! 
2) Die Abrechnung ist bitte nach GOÄ Ziffer 75 beziehungsweise nach EBM, soweit ein Anspruch auf freie Heilfürsorge besteht, zu erstellen. 



Anhang 5 

Gutachten/Stellungnahme des Arztes/Fach-/Polizei-/Amtsarztes1)

Diese Angaben dienen zur Feststellung des Vorliegens eines Dienstunfalles im Rahmen der Unfallfürsorge nach den beamten-
versorgungsrechtlichen Vorschriften (§§ 32 ff. des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes – SächsBeamtVG). Die Angaben 
sind nur in dem für diesen Zweck erforderlichen Umfang aufzunehmen. 

Name, Vorname Geburtsdatum

Amtsbezeichnung Unfall vom 

Beschäftigungsdienststelle 

Diagnosen 

Ist ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Verletzung/Krankheit und dem Unfallereignis in ärztlich-wissenschaftlicher 
Hinsicht 

 erwiesen, 
 überwiegend wahrscheinlich, 
 unwahrscheinlich, 
 ausgeschlossen? 

Begründung/Bemerkungen (zum Beispiel zum ursächlichen Zusammenhang, abweichende Auffassung zu den Angaben im Be-
fundbericht des behandelnden Arztes) 

   

Ort, Datum Bezeichnung der Dienststelle sowie Unter- und Anschrift 
des Arztes, Fach-, Polizei- beziehungsweise Amtsarztes

1) Vertrauliche Arztsache. Das Gutachten/die Stellungnahme ist in einem verschlossenen Umschlag in der Dienstunfallakte aufzubewahren.



Anhang 6 

Zwischen- beziehungsweise Schlussgutachten1) des Arztes, Fach-, Polizei- beziehungs-
weise Amtsarztes2)

Diese Angaben dienen zur Feststellung der Gewährung von Unfallfürsorgeleistungen im Rahmen der Unfallfürsorge nach den 
beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften (§§ 32 ff. des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes – SächsBeamtVG). Die 
Angaben sind nur in dem für diesen Zweck erforderlichen Umfang aufzunehmen. 

Name, Vorname geboren am 

Amtsbezeichnung/Beschäftigungsstelle Dienstunfall vom 

Welche unfallbedingten Verletzungen oder Einschränkungen sind zurückgeblieben beziehungsweise bestehen am Untersu-
chungstag noch? 

Wann hat die letzte unfallbedingte ärztliche Behandlung stattgefunden? 

Ist die unfallbedingte ärztliche Behandlung abgeschlossen? 

 ja 

 nein. Welche weiteren Therapien (Medikamente, Physiotherapie, Operationen, Rehabilitationsmaßnahmen und andere) 
sind erforderlich, wann und in welchem Umfang. 

Besteht/bestand eine unfallbedingte Dienstunfähigkeit 

 nein 

 ja, sie dauerte vom                                bis                                / voraussichtlich bis                               .

Einschätzung der dienstunfallbedingten Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) am Untersuchungstag: 

1. MdE als Folge des Dienstunfalls vom                                :                      % 

Körperschäden/Funktionseinschränkungen: 

2. MdE als Folge vorhergehender Dienstunfälle vom                                :                      % 

Körperschäden/Funktionseinschränkungen: 

3. Dienstunfallbedingte Gesamt-MdE: (aus Nummer 1 und 2)                      % 

1) Zutreffendes bitte unterstreichen. 
2) Vertrauliche Arztsache. Das Schlussgutachten ist in einem verschlossenen Umschlag in der Dienstunfallakte aufzubewahren. 



Seit dem Unfalltag/seit der letzten Begutachtung bis zum jetzigen Untersuchungstag ist folgende Staffelung der Höhe der MdE 
festzustellen: 

Zeitraum 
dienstunfallbedingte MdE dienstunfallbedingte 

Gesamt-MdEUnfall vom  Unfall vom  

Ab % % %

Ab % % %

Ab % % %

Ab % % %
   

Ist eine Veränderung der festgestellten Körperschäden (Verschlimmerung oder Besserung) oder eine Anpassung an die Beein-
trächtigung zu erwarten? 

 nein  ja 

Begründung: 

Schlagen Sie eine Nachuntersuchung und gegebenenfalls Neueinschätzung der MdE vor? 

 nein  ja, Zeitpunkt der nächsten Nachuntersuchung:  

Wird die Dienstfähigkeit des Beamten durch den Unfall beeinflusst? 

 nein  ja, auf folgende Weise: 

Bemerkungen: 

   

Ort, Datum Bezeichnung der Dienststelle sowie und Unterschrift des 
Arztes, Fach-, Polizei- beziehungsweise Amtsarztes 

 Ich erkenne die Feststellungen des Arztes, Fach-, Poli-
zei- beziehungsweise Amtsarztes an. 

   

Ort, Datum Unterschrift des Beamten oder Richters 



Anhang 7

Versorgungsausgleich

Teil 1
Erteilung von Auskünften im Verfahren über den Versorgungsausgleich für Beamte sowie Versorgungsempfänger

Zur Erteilung von Auskünften im Verfahren über den Versorgungsausgleich (§ 220 Absatz 1 und 4 des Gesetzes über
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) für Beamte sowie Versorgungs-
empfänger werden folgende Hinweise gegeben:

Abschnitt 1
Vorbemerkungen

1. Eingetragene Lebenspartnerschaften

1.0 Bei einem Versorgungsausgleich nach Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft ist § 20 des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes zu beachten. Im Übrigen gelten die nachfolgenden Ausführungen entsprechend (§ 31 Absatz 2).

2. Externe und interne Teilung

2.1 Zum 1. September 2009 ist das neue Versorgungsausgleichsrecht in Kraft getreten. Während der Ehezeit erworbene
Versorgungsanrechte sind danach grundsätzlich innerhalb des jeweiligen Versorgungssystems hälftig zu teilen (interne
Teilung). Die jeweils ausgleichsberechtigte Person erhält grundsätzlich einen unmittelbaren Anspruch gegen den je-
weiligen Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen Person. Die bisherige Saldierung aller Anrechte der Ehegatten
entfällt. Bei Beamten des Bundes regelt das Bundesversorgungsteilungsgesetz die Ansprüche der ausgleichsberech-
tigten Personen.

2.2 Versorgungsanrechte auf Grund des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes werden davon abweichend weiter
durch Begründung eines Anrechts bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeglichen (externe
Teilung – § 16 des Versorgungsausgleichsausgleichsgesetz). Eine Verrechnung von Anrechten (Saldierung) ist bei
externer Teilung nur noch bei entsprechender Vereinbarung der Ehegatten über den Versorgungsausgleich nach den
§§ 6 ff. des Versorgungsausgleichsgesetzes möglich.

3. Auskunftsersuchen

3.1 Das Familiengericht kann im Verfahren über den Versorgungsausgleich oder in Abänderungsverfahren (§§ 225, 226
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)
Auskunft über Grund und Höhe der Anrechte bei den zuständigen Behörden einholen. Die Behörden sind verpflichtet,
gerichtlichen Ersuchen Folge zu leisten (§ 220 Absatz 1 und 4 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit).

3.2 Nach § 5 des Versorgungsausgleichsausgleichsgesetzes muss die Auskunft den Ehezeitanteil der Versorgung in Form
eines Rentenbetrags, einen Vorschlag für die Bestimmung des Ausgleichswerts (grundsätzlich die Hälfte des Ehezeit-
anteils) und des korrespondierenden Kapitalwerts enthalten. Daneben sind die hierfür erforderlichen Berechnungen –
einschließlich der maßgeblichen Regelungen – kurz und verständlich darzustellen.

3.3 Bei der Auskunftserteilung ist von der in den nachstehenden Hinweisen erläuterten Rechtsauffassung auszugehen. Die
Familiengerichte sind an die Auskünfte nicht gebunden. Ihrem Ersuchen um Auskunft oder ergänzende Auskunft unter
Berücksichtigung einer abweichenden Rechtsauffassung ist jeweils im Einzelfall zu entsprechen. Das Gleiche gilt für
den Fall, dass das Familiengericht Veränderungen des Wertunterschieds der Versorgungsanrechte, die nach dem
Ende der Ehezeit eingetreten sind, nicht Rechnung tragen will.

3.4 Die Ehegatten, ihre Hinterbliebenen und Erben sind verpflichtet, einander die für den Versorgungsausgleich erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen. Gegebenenfalls besteht ein entsprechender Auskunftsanspruch gegenüber dem betroffe-
nen Versorgungsträger (§ 4 des Versorgungsausgleichsgesetzes).

4. Zuständigkeit

4.1 Die Zuständigkeit für die Erteilung der Auskunft ist im staatlichen Bereich in § 4 der Verordnung der Sächsischen
Staatsregierung und der Sächsischen Staatsministerien über Zuständigkeiten für die Festsetzung, Regelung, Anord-
nung und Abrechnung der Bezüge von Bediensteten und Versorgungsempfängern sowie des Alters- und Hinterblie-
benengeldes geregelt. Danach erteilt das Landesamt für Steuern und Finanzen als Pensionsbehörde Auskunft über
die Versorgungsanrechte von Beamten und Versorgungsempfängern des Freistaates Sachsen.



4.2 Der Pensionsbehörde obliegen im Rahmen des Versorgungsausgleichsverfahrens insoweit insbesondere folgende
Aufgaben:
– Berechnung des Ehezeitanteils (§ 1 Absatz 1 des Versorgungsausgleichsgesetzes) in Form der maßgeblichen

Bezugsgröße (monatlicher Versorgungsbezug = Rentenbetrag) zum Bewertungsstichtag,
– Vorschlag für einen Ausgleichswert (§ 1 Absatz 2 des Versorgungsausgleichsgesetzes),
– Vorschlag für einen korrespondierenden Kapitalwert (§ 47 des Versorgungsausgleichsgesetzes),
– Berechnung des Rentenbetrages bei schuldrechtlichen Ausgleichsansprüchen,
– nach der Scheidung (§§ 20, 21 und 25, 26 des Versorgungsausgleichsgesetzes).

4.3 Nach einem Dienstherrnwechsel ist der aufnehmende Dienstherr für die Erteilung von Auskünften im Rahmen des
Versorgungsausgleichs zuständig, bei dem das Versorgungsanrecht besteht. Der aufnehmende Dienstherr erteilt die
Auskünfte ausschließlich auf der Grundlage des für seine Beamten geltenden Rechts. Dies gilt auch, wenn sich die
Zuständigkeit im Rahmen eines Abänderungsverfahrens gegenüber dem Ausgangsverfahren wegen eines Dienst-
herrenwechsels geändert hat.

5. Verfahren

Das Familiengericht hat den Versorgungsträger zu beteiligen, bei dem ein auszugleichendes Anrecht besteht (§ 219
Nummer 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit). Die Personal verwaltende Dienststelle hat dem Landesamt für Steuern und Finanzen auf Anforderung die zur
Berechnung des Ausgleichswertes erforderlichen Daten über den dienstlichen Werdegang des Betroffenen durch
Übersendung der Personalakten mitzuteilen. Das Landesamt für Steuern und Finanzen entsendet einen Vertreter zur
mündlichen Verhandlung, wenn dies vom Familiengericht angeordnet oder aus besonderem Anlass erforderlich ist.

6. Ausschluss des Versorgungsausgleichs

6.1 Das Familiengericht entscheidet nicht über den Versorgungsausgleich bei
– kurzer Ehezeitdauer (Nummer 6.2),
– Geringfügigkeit (Nummer 6.3),
– fehlender Ausgleichsreife (Nummern 6.4 und 6.5) und
– grober Unbilligkeit (Nummer 6.6).

6.2 Im Allgemeinen besteht aus Sicht der Eheleute bei kurzen Ehezeiten von bis zu drei Jahren kein Bedarf, den Versor-
gungsausgleich durchzuführen. Gleichwohl ist er auf Antrag eines Ehegatten möglich (§ 3 Absatz 3 des Versorgungs-
ausgleichgesetzes).

6.3 Ein Wertunterschied oder ein Ausgleichswert ist nach § 18 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes geringfügig,
wenn er am Ende der Ehezeit bei einem Rentenbetrag höchstens ein Prozent, in allen anderen Fällen als Kapitalwert
höchstens 120 Prozent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 SGB IV beträgt. Das Familiengericht hat an-
hand des Einzelfalls zu prüfen, ob trotz geringer Differenz- beziehungsweise Ausgleichswerte ein Ausgleich geboten
ist.

6.4 Nicht ausgleichsreif sind gemäß § 19 Absatz 2 des Versorgungsausgleichsgesetzes
– nicht verfestigte Anrechte aus der betrieblichen Altersversorgung (Nummer 1),
– abzuschmelzende Leistungen (Nummer 2),
– unwirtschaftliche Anrechte (Nummer 3), zum Beispiel wenn mit den zu begründenden Entgeltpunkten die

Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erfüllt werden kann (zum Beispiel bei sogenannten Be-
amtenehen),

– Anrechte bei ausländischen, zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Versorgungsträgern (Nummer 4).

6.5 Soweit dies für den anderen Ehegatten unbillig wäre, findet ein Ausgleich auch in Bezug auf die sonstigen Anrechte im
Sinne des § 19 Absatz 2 Nummer 4 des Versorgungsausgleichgesetzes nicht statt (§ 19 Absatz 3 des Versorgungs-
ausgleichgesetzes). Dies betrifft beispielsweise Fälle, in denen ein Ehepartner in der Ehezeit durch eine längere, gut
dotierte Tätigkeit im Ausland (zum Beispiel Professur an einer Hochschule) erhebliche Anrechte erworben hat, die
zunächst wegen § 19 Absatz 2 Nummer 4 des Versorgungsausgleichgesetzes nicht ausgleichsreif sind. Hat nun der
andere Ehegatte in der Ehezeit Anwartschaften in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung erworben, so wären
seine Anrechte grundsätzlich auszugleichen, während die ausländischen Anrechte dem schwächeren schuldrecht-
lichen Versorgungsausgleich unterliegen. Dies wäre insofern unbillig, so dass in diesen Fällen insgesamt von einem
Wertausgleich bei der Scheidung abgesehen wird und die Anrechte insgesamt dem schuldrechtlichen Versorgungs-
ausgleich nach den §§ 20 bis 26 des Versorgungsausgleichgesetzes vorbehalten bleiben. Allerdings hat das OLG Celle
(Beschluss vom 4. März 2010, 10 UF 282/08) entschieden, dass bei ausländischen Anrechten mit geringem Wert den-
noch ein Ausgleich stattfindet.

6.6 Die Voraussetzungen eines Ausschlusses des Versorgungsausgleichs wegen grober Unbilligkeit liegen nur dann vor,
wenn die gesamten Umstände des Einzelfalls es rechtfertigen, von der Halbteilung abzuweichen (§ 27 des Versor-
gungsausgleichgesetzes).



7. Vereinbarungen der Ehegatten

7.1 Die Ehegatten können notarielle Vereinbarungen zum Versorgungsausgleich treffen. Dies ist beispielsweise in
Eheverträgen oder Scheidungsfolgenvereinbarungen möglich. Der Versorgungsausgleich kann hierdurch ganz oder
teilweise ausgeschlossen oder auf bestimmte Anrechte beschränkt werden. Das Familiengericht ist an die Vereinbarun-
gen gebunden, sofern keine Wirksamkeits- oder Durchsetzungshindernisse bestehen (§§ 6 bis 8 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes).

7.2 Nach § 8 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes können durch die Vereinbarung Anrechte nur übertragen oder
begründet werden, wenn die maßgeblichen Regelungen dies zulassen und die betroffenen Versorgungsträger zustim-
men. Insoweit bestehen keine Bedenken, einer Vereinbarung zuzustimmen, die eine Saldierung der Anwartschaften
und eine Reduzierung des Versorgungsausgleiches auf den Wertunterschied vorsieht (vergleiche auch OLG Celle,
Beschluss vom 10. August 2012, 10 UF 139/12).

8. Wahlrecht hinsichtlich der Zielversorgung (§ 15 des Versorgungsausgleichgesetzes)

8.1 Gemäß § 15 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes kann die ausgleichsberechtigte Person bei der externen
Teilung wählen, ob ein für sie bestehendes Anrecht ausgebaut oder ein neues Anrecht begründet werden soll. Dies ist
nur zulässig, wenn der ausgewählte Versorgungsträger mit der vorgesehenen Teilung einverstanden ist (§ 222 Absatz 1
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit), was
von der das Wahlrecht ausübenden berechtigten Person innerhalb der vom Gericht zu setzenden Fristen nachzuweisen
ist.

8.2 Für den staatlichen Bereich wird bestimmt, dass die Beamtenversorgung nicht als Zielversorgung gewählt werden darf;
entsprechende Einverständniserklärungen dürfen nicht erteilt werden.

9. Beschwerderecht der Pensionsbehörde gegen eine Entscheidung des Familiengerichts

9.1 Gegen Entscheidungen des Familiengerichts in Versorgungsausgleichssachen ist die Beschwerde statthaft (§ 58
Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit). Die Beschwerdeberechtigung steht auch der Pensionsbehörde als Versorgungsträger zu (§ 59 Absatz 1 in
Verbindung mit § 219 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit).

9.2 Weicht die Entscheidung des Familiengerichts zum monatlichen Ausgleichsbetrag im Hinblick auf die erteilte Ver-
sorgungsauskunft um bis zu 5 Euro ab, ist von einer Beschwerde durch die Pensionsbehörde abzusehen. Bei Abwei-
chungen über 5 Euro ist im Einzelfall zu prüfen, ob Beschwerde einzulegen ist. Die Beschwerde ist bei Abweichungen
über 5 Euro regelmäßig dann einzulegen, wenn die Entscheidung des Familiengerichtes in sachlicher (zum Beispiel
Nichtberücksichtigung einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand) oder rechtlicher Hinsicht nicht zutreffend ist.

Abschnitt 2
Wertermittlung

1. Allgemeines

1.1 Für die Wertermittlung sind insbesondere die §§ 39 ff. des Versorgungsausgleichgesetzes zu beachten. Im Übrigen
sind die für die Festsetzung der Versorgungsbezüge geltenden Bestimmungen anzuwenden, soweit im Folgenden
nichts Abweichendes geregelt ist oder im Einzelfall durch das Familiengericht bestimmt wird.

1.2 Für die Wertermittlung ist eine zeitratierliche Bewertung nach den §§ 40, 44 des Versorgungsausgleichgesetzes
erforderlich. Sie erfolgt dann, wenn eine unmittelbare Bewertung nicht möglich ist, weil kein direkter Zusammenhang
zwischen einer Bezugsgröße aus der Ehezeit und der Höhe dieser Altersversorgung besteht (zum Beispiel monatlicher
Versorgungsbezug in der Beamtenversorgung). Die Ermittlung des Werts des Ehezeitanteils erfolgt deshalb auf der
Grundlage eines Zeit/Zeit-Verhältnisses.

1.3 Hauptanwendungsfälle der zeitratierlichen Bewertung sind die Versorgungssysteme, bei denen der Versorgungsan-
spruch vom Entgelt bei Eintritt des Versorgungsfalles abhängt. Die in die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige Dienstzeit
wird zu der bis zur Altersgrenze insgesamt höchstens erreichbaren ruhegehaltfähigen Dienstzeit ins Verhältnis gesetzt.

2. Bewertungsstichtag

2.1 Die Ehezeit beginnt mit dem ersten Tag des Monats, in dem die Ehe geschlossen worden ist, und endet mit dem letzten
Tag des Monats vor Zustellung des Scheidungsantrags (§ 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes). Stichtag für
die Berechnung der Versorgungsanwartschaft beziehungsweise des Versorgungsanspruchs ist das Ende der Ehezeit
(§ 5 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes), also der letzte Tag des Monats vor
Zustellung des Scheidungsantrags.



2.2 Beispiel:
Eheschließung (laut Heiratsurkunde): 12. Mai 1986
Eingang des Scheidungsantrages beim
Familiengericht: 24. September 2013
Formgerechte Zustellung des Scheidungsantrages
an den Antragsgegner: 13. Oktober 2013
Ehezeit: 1. Mai 1986 bis 30. September 2013

2.3 Rechtliche oder tatsächliche Veränderungen nach dem Stichtag sind im Erstverfahren zu berücksichtigen, soweit sie
auf den Ehezeitanteil zurückwirken. Dies gilt zum Beispiel, wenn die ausgleichspflichtige Person nach dem Ende der
Ehezeit, aber vor der Entscheidung über den Wertausgleich, wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wird.
Nicht zu berücksichtigen sind jedoch allgemeine Bezügeanpassungen. Gleiches gilt für nachehezeitliche Veränderun-
gen, die keinen Bezug zur Ehezeit haben.

2.4 Künftige Rechtsänderungen sind – unabhängig vom Wesentlichkeitserfordernis (§ 225 Absatz 3 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) und dem Antrags- und Zeit-
punktserfordernis (§ 226 Absatz 1 und 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) im Abänderungsverfahren – nur zu berücksichtigen, wenn diese zum voraus-
sichtlichen Zeitpunkt der familiengerichtlichen Entscheidung bereits in Kraft getreten sind (vergleiche auch BGH,
Beschluss vom 26. November 2003, XII ZB 75/02). Sofern daher das Familiengericht nicht erklärtermaßen nach dem
Inkrafttreten einer Rechtsänderung entscheiden wird, ist bei der Auskunftserteilung in der Regel die aktuelle Rechts-
lage zugrunde zu legen.

3. Versorgungsanwartschaften (§ 44 in Verbindung mit § 40 des Versorgungsausgleichgesetzes)

3.1 Bestehen einer Versorgungsanwartschaft

3.1.1 Für die Entscheidung der Frage, ob eine auszugleichende Versorgungsanwartschaft vorliegt, sind die am Ende der
Ehezeit (§ 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes) bestehenden Rechtsverhältnisse maßgebend (Bewertungs-
stichtag). Die Versorgungsanwartschaft eines Beamten richtet sich nach einem Dienstherrenwechsel stets gegen den
aufnehmenden Dienstherrn.

3.1.2 Eine beamtenrechtliche Versorgungsanwartschaft haben Beamte auf Lebenszeit, auf Zeit (zum Beispiel Kanzler einer
Hochschule nach § 85 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes) und auf Probe; auf die Erfüllung der fünfjährigen
Wartezeit (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) kommt es nicht an (§ 2 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.1.3 Beamte auf Probe in Führungspositionen (§ 8 des Sächsischen Beamtengesetzes) haben aus diesem Beamtenverhält-
nis keine eigenständige Versorgungsanwartschaft (§ 18 Absatz 2). Dem Versorgungsausgleich unterliegt in diesen
Fällen die Anwartschaft aus dem ruhenden Beamtenverhältnis auf Lebenszeit.

3.1.4 Beamte auf Widerruf haben keine Anwartschaft auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften im Sinne des § 2
des Versorgungsausgleichgesetzes. Als Versorgungsanrecht kommt für sie der Anspruch auf Nachversicherung in Be-
tracht, der ihnen im Falle des Ausscheidens aus dem Beamtenverhältnis auf Widerruf am Bewertungsstichtag zustand
(§ 44 Absatz 4 des Versorgungsausgleichgesetzes). Dem Familiengericht ist die nicht erhöhte Beitragsbemessungs-
grundlage mitzuteilen, die im Falle einer Nachversicherung gemäß § 181 Absatz 2 und 4 SGB VI maßgebend wäre.
Bei Beamten auf Zeit, die nach § 69 Absatz 3 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes ernannt werden (Profes-
soren auf Zeit), ist entsprechend zu verfahren, da ein Eintritt in den Ruhestand ausgeschlossen ist. Dies gilt gleicher-
maßen für Hochschullehrer und Akademische Assistenten sowie Rektoren im Beamtenverhältnis auf Zeit (§ 77 Ab-
satz 3 und § 82 Absatz 4 des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes).

3.1.5 Scheidet der Beamte nach dem Bewertungsstichtag, aber vor der letzten mündlichen Verhandlung aus dem Beamten-
verhältnis ohne Anspruch auf Versorgung aus und ist die Nachversicherung im Zeitpunkt der gerichtlichen Entschei-
dung bereits durchgeführt, ist dem Versorgungsausgleich die Rentenanwartschaft zugrunde zu legen. Das Familien-
gericht ist auf die Nachversicherung hinzuweisen. Ist die Nachversicherung noch nicht durchgeführt, ist dem
Familiengericht die Beitragsbemessungsgrundlage mitzuteilen.

3.1.6 Ist die Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung bereits
effektiv durchgeführt, so unterliegt die durch die Nachversicherung begründete Rentenanwartschaft dem Versorgungs-
ausgleich.

3.2 Wertberechnung der vollen Versorgungsanwartschaft (§ 40 Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleichgesetzes)

3.2.1 Allgemeines

3.2.1.1 Zu ermitteln ist der Versorgungsbezug, der sich nach den beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften ergäbe, wenn
der Versorgungsfall zum Bewertungsstichtag (vergleiche Nummer 2) eingetreten wäre. Zurechnungszeiten bleiben



außer Betracht (zum Beispiel im Falle der vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit gemäß
§ 14 Absatz 1). Hinsichtlich rechtlicher oder tatsächlicher Veränderungen nach dem Ende der Ehezeit wird auf Num-
mer 2.3 verwiesen.

3.2.1.2 Der Ehezeitanteil des Versorgungsanrechts berechnet sich auch dann aus der vollen Versorgung im Sinne des § 40
Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleichgesetzes, wenn aus einer früheren Ehe des Beamten bereits ein Versor-
gungsausgleich durchgeführt worden ist. Eine Kürzung nach § 77 bleibt daher außer Betracht (vergleiche auch BGH,
Beschluss vom 10. September 1997, XII ZB 191/94).

3.2.2 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

3.2.2.1 Für die Wertberechnung ist von den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen am Bewertungsstichtag auszugehen. Dieser
Stichtag ist Endzeitpunkt für das Aufsteigen in den Stufen (§ 27 des Sächsisches Besoldungsgesetzes, § 6 Absatz 1
Satz Nummer 1). Eine zu diesem Zeitpunkt gewährte Leistungsstufe nach § 67 Absatz 1 des Sächsischen Besoldungs-
gesetzes ist folglich zu berücksichtigen.

3.2.2.2 Maßgebend ist die am Ende der Ehezeit (§ 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes) tatsächlich erreichte Besol-
dungsgruppe. § 6 Absatz 2 bleibt außer Betracht (vergleiche BGH, Beschluss vom 21. Oktober 1981, IVb ZB 914/80); es
sei denn, der Beamte ist nach dem Bewertungsstichtag in den Ruhestand getreten, ohne die Frist des § 6 Absatz 2 zu
erfüllen. In diesem Falle liegt eine Änderung tatsächlicher Art vor, die bereits bei der Auskunftserteilung im Erst-
verfahren zu berücksichtigen ist.

3.2.2.3 Beförderungen, die nach dem Bewertungsstichtag wirksam geworden sind, haben keinen Bezug zur Ehezeit und blei-
ben bei der Wertberechnung unberücksichtigt (vergleiche BGH, Beschluss vom 13. Mai 1987, IVb ZB 118/82). Das
Gleiche gilt, wenn der Beamte anlässlich der Beförderung mit in die Ehezeit hineinreichender Rückwirkung in eine
Planstelle der höheren Besoldungsgruppe eingewiesen wird (vergleiche BGH, Beschluss vom 14. Oktober 1998,
XII ZB 174/94).

3.2.2.4 Eine höhere Besoldungsgruppe als die zuletzt innegehabte kann maßgeblich sein, wenn der Beamte früher ein höher
besoldetes Amt bekleidet hatte (§ 6 Absatz 4).

3.2.2.5 Familienbezogene Bestandteile (Familienzuschlag) bleiben außer Betracht (§ 40 Absatz 5 des Versorgungsausgleich-
gesetzes).

3.2.2.6 Weitere ruhegehaltfähige Dienstbezügebestandteile, die erst nach Erfüllung bestimmter zeitlicher Voraussetzungen
(zum Beispiel zehnjähriger Bezug der Vollstreckungsvergütung nach § 7 der Sächsischen Vollstreckungsvergütungs-
verordnung oder befristete Hochschulleistungsbezüge nach § 37 des Sächsischen Besoldungsgesetzes zu den ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen gehören, sind bei der Wertberechnung nicht zu berücksichtigen, wenn der Beamte diese
zeitliche Voraussetzung am Bewertungsstichtag noch nicht erfüllte (vergleiche BGH, Beschluss vom 9. Juli 1986,
IVb ZB 139/83).

3.2.2.7 War der Beamte am Bewertungsstichtag ohne Dienstbezüge beurlaubt oder übte er eine Teilzeitbeschäftigung aus,
sind die vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu Grunde zu legen, die dem Beamten zugestanden hätten, wenn er
an diesem Tag Dienst getan hätte. Dies gilt für eine Kürzung der Dienstbezüge auf Grund einer Disziplinarmaßnahme
im Sinne des § 8 des Sächsischen Disziplinargesetzes entsprechend.

3.2.3 Ruhegehaltfähige Dienstzeit

3.2.3.1 Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist nach Jahren und der kalendermäßigen Zahl der Tage zu berechnen. Endzeitpunkt
ist der maßgebende Bewertungsstichtag.

3.2.3.2 Vordienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschriften (zum Beispiel §§ 11 und 12) werden bei der Wertberechnung
berücksichtigt. Ein etwaiges Antragserfordernis, das nach versorgungsrechtlichen Vorschriften besteht, bleibt außer
Betracht (vergleiche BGH, Beschluss vom 4. März 1981, IV b ZB 598/80).

3.2.3.3 Die Einschränkungen der Anrechnung von Vordienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschriften wegen anderer Ver-
sorgungsleistungen (§ 11 Absatz 2) sind bei der Wertberechnung zu beachten.

3.2.3.4 Besteht eine Anwartschaft auf eine Rentenleistung bei einem ausländischen Versorgungsträger, ist grundsätzlich
davon auszugehen, dass dieses Anrecht noch nicht ausgleichsreif ist (§ 19 Absatz 2 Nummer 4 des Versorgungs-
ausgleichgesetzes). Handelt es sich dabei um Vordienstzeiten auf Grund von Kann-Vorschriften, ist bei Auskünften an
die Familiengerichte im Rahmen des Versorgungsausgleiches die Anerkennung dieser Beschäftigungszeiten außer
Betracht zu lassen. Das Familiengericht ist darauf hinzuweisen. Ferner ist ein Hinweis aufzunehmen, dass diese
Berechnung erst zum Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung möglich ist.



3.2.3.5 Wirkt sich § 11 Absatz 2 auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit aus, sind verbleibende Vordienstzeiten auf Grund von
Kann-Vorschriften für die Bestimmung des Ehezeitanteils zum frühestmöglichen Zeitpunkt als ruhegehaltfähig zu
berücksichtigen.

3.2.3.6 Für die Berechnung des Ruhegehaltssatzes der am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamten, bei denen der Ver-
sorgungsfall nach diesem Zeitpunkt eintreten wird, gilt auch die Übergangsvorschrift des § 88.

3.2.4 Gesamtzeit

3.2.4.1 Die ermittelte ruhegehaltfähige Dienstzeit (Nummer 3.2.3) wird um die Zeit bis zur Altersgrenze erweitert (Erweite-
rungszeit, § 40 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.2.4.2 Maßgeblich ist die individuelle gesetzliche Altersgrenze. Dies ist entweder die Regelaltersgrenze (§ 46 des Säch-
sischen Beamtengesetzes) oder eine besondere Altersgrenze (§ 139 des Sächsischen Beamtengesetzes). Für Pro-
fessoren an den Hochschulen des Freistaates Sachsen richtet sich die gesetzliche Altersgrenze nach § 69 Absatz 6
des Sächsischen Hochschulfreiheitsgesetzes.

3.2.4.3 Für Beamte auf Zeit ist die Gesamtzeit ebenfalls bis zum Ende des Monats zu bemessen, in dem sie wegen Erreichen
der Altersgrenze in den Ruhestand treten würden.

3.2.4.4 Hat der Beamte Altersteilzeit im Blockmodell (§ 143a des Sächsischen Beamtengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. Mai 2009) in Anspruch genommen und wurde als Endtermin für die Blockaltersteilzeit ein vor der
gesetzlichen Altersgrenze liegender Zeitpunkt bewilligt, so ist die Erweiterungszeit auf dieser Grundlage zu ermitteln
(vergleiche hierzu auch die Übergangsregelung des § 156 Absatz 1 des Sächsischen Beamtengesetzes).

3.2.4.5 War bereits vor Ablauf des Bewertungsstichtags eine Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder eine Teilzeitbeschäftigung
bewilligt worden und ist der bewilligte Zeitraum dieser Freistellung vom Dienst nicht oder nur anteilig ruhegehaltfähig
(§ 4 Absatz 1 und § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4), so ist dies bei der Berechnung der Gesamtzeit zu berücksichtigen
(vergleiche BGH, Beschluss vom 12. März 1986, IVb ZB 59/83). Dies gilt entsprechend bei einer Beurlaubung ohne
Dienstbezüge oder einer Teilzeitbeschäftigung, die erst nach dem Bewertungsstichtag, aber bis zur letzten mündlichen
Verhandlung bewilligt wurde. Ist die Bewilligung „bis auf weiteres“ ausgesprochen worden, so ist als Endzeitpunkt der
Freistellung vom Dienst oder der Teilzeitbeschäftigung der vom Familiengericht festzulegende Tag der letzten münd-
lichen Verhandlung zugrunde zu legen.

3.2.4.6 Die Berücksichtigung von Zeiten einer eingeschränkten Verwendung wegen begrenzter Dienstfähigkeit als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit richtet sich nach § 7 Absatz 5. Die Anhebung der versorgungsrechtlichen Bewertung der Zeit
bis zum Ende des Monats der Vollendung des 60. Lebensjahres auf den Umfang der bei Dienstunfähigkeit gemäß § 14
Absatz 1 zu berücksichtigenden Zurechnungszeit ist zu beachten.

3.2.5 Ruhegehaltssatz

3.2.5.1 Die bis zum Bewertungsstichtag zurückgelegte ruhegehaltfähige Dienstzeit (vergleiche Nummer 3.2.3) und die Erwei-
terungszeit (vergleiche Nummer 3.2.4) sind zur Gesamtzeit zusammenzurechnen und der Ermittlung des Ruhegehalts-
satzes zugrunde zu legen.

3.2.5.2 § 15 Absatz 1 ist anzuwenden; § 88 bleibt unberührt.

3.2.5.3 Der amtsabhängige Mindestversorgungssatz nach § 15 Absatz 3 ist zu berücksichtigen.

3.2.5.4 Für Beamte auf Zeit ist die besondere, auf die Amtszeit aufbauende Ruhegehaltsskala nach § 61 Absatz 2 zu beachten.

3.2.5.5 Für die Berechnung des Ruhegehaltssatzes der am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamten, bei denen der Versor-
gungsfall nach diesem Zeitpunkt eintreten wird, ist die Übergangsvorschrift des § 88 zu beachten.

3.2.6 Höhe der vollen Versorgungsanwartschaft

3.2.6.1 Das fiktive Ruhegehalt errechnet sich aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen (Nummer 3.2.2) und dem Ruhe-
gehaltssatz (Nummer 3.2.5), soweit nicht die amtsunabhängige Mindestversorgung nach § 15 Absatz 3 zum Tragen
kommt. Familienbezogene Bestandteile bleiben außer Betracht (§ 40 Absatz 5 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.2.6.2 Der BGH hat mehrfach entschieden (zum Beispiel Beschluss vom 26. November 2003, XII ZB 75/02), dass die
Sonderzahlung zu den dem Versorgungsausgleich unterliegenden Versorgungsbezügen mit dem jeweils zum Zeitpunkt
der familiengerichtlichen Entscheidung geltenden Bemessungsfaktor gehört. Durch Artikel 27 des Haushaltsbegleit-
gesetzes 2011/2012 wurde das Sächsische Sonderzahlungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar 2011 aufgehoben.
Folglich ist die Sonderzahlung seit 1. Januar 2011 bei der Berechnung des Wertanteils nicht mehr zu berücksichtigen.
Auf das Ende der Ehezeit ist nicht abzustellen.



3.2.7 Anwendung von Ruhensvorschriften (§ 44 Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleichgesetzes)
Für die Wertberechnung sind die beamtenversorgungsrechtlichen Ruhensvorschriften anzuwenden (vergleiche
Nummer 6).

4. Versorgungsansprüche (§ 44 in Verbindung mit § 41 Absatz 2 in Verbindung mit § 40 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes)

4.1 Bestehen eines Versorgungsanspruchs

4.1.1 Ein am Bewertungsstichtag zustehender Anspruch auf Versorgung wird in den Versorgungsausgleich einbezogen, so-
weit die Anwartschaft darauf während der Ehezeit erworben worden ist. Dies ist nicht gegeben, wenn sich der Beamte
schon zu Beginn der Ehezeit im Ruhestand befand, es sei denn, dass der Versorgungsbezug durch die Berücksich-
tigung von sogenannten Nachdienstzeiten (zum Beispiel § 8) erhöht worden ist, die in die Ehezeit fallen.

4.1.2 Dem Ruhegehaltsanspruch ist ein Unterhaltsbeitrag gleichzusetzen, der wie ein Ruhegehalt berechnet ist und auf den
der Ehegatte als früherer Beamter am Bewertungsstichtag einen (gesetzlichen) Anspruch hatte. Gleiches gilt für einen
Unterhaltsbeitrag nach § 17, sofern er in Höhe des Ruhegehalts auf Lebenszeit bewilligt worden ist. Für Unterhalts-
beiträge mit Bewilligungsverfügungen anderen Inhalts, zum Beispiel Bewilligung auf Widerruf mit dem Vorbehalt der
Anrechnung von sonstigen Einkünften oder Bewilligung in Höhe eines Teilbetrages des Ruhegehalts ist eine Entschei-
dung des Familiengerichts gemäß § 42 des Versorgungsausgleichgesetzes über die Einbeziehung in den Versorgungs-
ausgleich erforderlich.

4.1.3 Ein Verletztenunterhaltsbeitrag nach § 41 bleibt als Unfallfürsorgeleistung außer Betracht.

4.2 Wertberechnung der vollen Versorgung (§ 41 Absatz 2 in Verbindung mit § 40 Absatz 2 und 3 des Versorgungs-
ausgleichgesetzes)

4.2.1 Allgemeines

4.2.1.1 Bei der Wertberechnung der vollen (fiktiven) Versorgung ist von dem am Bewertungsstichtag zustehenden Ruhegehalt
auszugehen. Dies gilt auch dann, wenn der Beamte vor Erreichen seiner Altersgrenze (zum Beispiel auf Antrag,
wegen Dienstunfähigkeit oder wegen Ablauf der Amtszeit) in den Ruhestand getreten oder versetzt worden ist. Das
zustehende Ruhegehalt ist unter Berücksichtigung der nachfolgenden Hinweise zu überrechnen.

4.2.1.2 Hinsichtlich rechtlicher oder tatsächlicher Veränderungen nach dem Ende der Ehezeit wird auf Nummer 2.3 verwiesen.

4.2.1.3 Im Hinblick auf § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Versorgungsausgleichgesetzes sind unfallbedingte Erhöhungen im Rah-
men der Wertberechnung nicht zu berücksichtigen. Im Rahmen des durchzuführenden Wertausgleiches gehören Leis-
tungen mit Entschädigungscharakter (vergleiche hierzu auch BGH, Beschluss vom 6. Februar 2008, XII ZB 66/07) nicht
zu den durch Arbeit oder Vermögen geschaffenen Anrechten, welche auszugleichen sind. Folglich bleiben unfall-
bedingte Erhöhungen außer Betracht.

4.2.1.4 Zu den unfallbedingten Erhöhungen, die außer Betracht bleiben, rechnen
– die Anwendung der Ausnahmeregelung zur Erfüllung der Zweijahresfrist nach § 6 Absatz 3,
– die Nichtanwendung des Versorgungsabschlages nach § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 in den Fällen des § 15 Ab-

satz 2 Satz 6 (dies bedeutet, dass ein Versorgungsabschlag durchzuführen ist),
– die Anwendung der Ausnahmeregelung zur Berücksichtigung des maßgeblichen Stufe nach § 39 Absatz 2,
– die Anwendung zur Ermittlung des Ruhegehaltssatzes nach § 39 Absatz 3 und
– der Unfallausgleich nach § 38.

4.2.2 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge können aus der Ruhegehaltsberechnung übernommen werden. Dabei bleiben der
Familienzuschlag (vergleiche Nummer 3.2.2.5) und unfallbedingte Erhöhungen (vergleiche Nummern 4.2.1.3
und 4.2.1.4) außer Betracht.

4.2.3 Ruhegehaltfähige Dienstzeit

4.2.3.1 Für die Ermittlung des Ruhegehaltssatzes der vollen Versorgung ist von der festgesetzten ruhegehaltfähigen Dienstzeit
des zustehenden Ruhegehalts auszugehen. Nachdienstzeiten (zum Beispiel § 8) sind zu berücksichtigen, soweit sie
bis zum Bewertungsstichtag zurückgelegt worden sind.

4.2.3.2 Zeiten einer erhöhten Anrechnung bestimmter Dienstzeiten (zum Beispiel § 14 Absatz 2, § 87 Absatz 1) bleiben eben-
falls einbezogen. Die gewährte Zurechnungszeit (§ 14 Absatz 1) ist auch insoweit zu berücksichtigen, als der Zurech-
nungszeitraum eine über den Bewertungsstichtag hinausreichende Zeit umfasst.



4.2.4 Gesamtzeit

4.2.4.1 Als Gesamtzeit wird nur die bis zum Bewertungsstichtag zurückgelegte ruhegehaltfähige Dienstzeit, einschließlich
Nachdienstzeiten, aber ohne Zeiten erhöhter Anrechnung (zum Beispiel § 14 Absatz 2, § 87 Absatz 1) und ohne
Zurechnungszeit berücksichtigt.

4.2.4.2 Bei Beamten, deren Versorgungsfall vor Erreichen der Altersgrenze eingetreten ist, findet keine Weiterrechnung der
ruhegehaltfähigen Dienstzeit vom Bewertungsstichtag bis zur Altersgrenze statt (keine Erweiterungszeit).

4.2.5 Ruhegehaltssatz

4.2.5.1 Der Ruhegehaltssatz ergibt sich aus der für den Ruhestandsbeamten am Bewertungsstichtag maßgebenden
Pensionsskala nach Maßgabe der ruhegehaltfähigen Dienstzeit (vergleiche Nummer 4.2.3).

4.2.5.2 Eine Erhöhung des Ruhegehaltssatzes gemäß § 16 bleibt außer Betracht.

4.2.6 Höhe der vollen Versorgung

4.2.6.1 Das volle fiktive Ruhegehalt errechnet sich aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen (vergleiche Nummer 4.2.2) und
dem Ruhegehaltssatz (vergleiche Nummer 4.2.5).

4.2.6.2 Eine Minderung des Ruhegehalts aufgrund eines Versorgungsabschlages nach § 15 Absatz 2 und die amtsunab-
hängige Mindestversorgung nach § 15 Absatz 3 Satz 2 sind zu beachten.

4.2.6.3 Im Übrigen wird auf Nummer 3.2.6 verwiesen.

4.2.7 Anwendung von Ruhensvorschriften (§ 44 Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleichgesetzes)

Nummer 3.2.7 gilt entsprechend.

4.3 Anspruch auf Altersgeld

4.3.1 Ein am Bewertungsstichtag zustehender Anspruch auf Altersgeld nach § 92 wird in den Versorgungsausgleich einbe-
zogen, soweit die Anwartschaft darauf während der Ehezeit erworben worden ist. Dies ist nicht gegeben, wenn der
Anspruch auf Altersgeld schon zu Beginn der Ehezeit entstanden ist (zum Beispiel Heirat nach Entlassung aus dem
Beamtenverhältnis).

4.3.2 Bei der Wertberechnung des Altersgeldanspruches ist von dem am Bewertungsstichtag zustehenden (fiktiven) Alters-
geld auszugehen. Dies gilt auch in den Fällen, in denen der Anspruch auf Altersgeld gemäß § 94 ruht oder in denen eine
Minderung des Altersgeldes nach § 96 Absatz 5 und 6 erfolgt.

4.3.3 Für die Ermittlung des Ruhegehaltssatzes des vollen Altersgeldes ist von der festgesetzten altersgeldfähigen Dienstzeit
des zustehenden Altersgeldes auszugehen (§ 95).

4.3.4 Im Übrigen gelten die Regelungen dieses Abschnittes unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Altersgeldes
sinngemäß.

5. Ehezeitanteil

5.1 Allgemeines

5.1.1 Ehezeitanteil ist der Teil der ruhegehaltfähigen Dienstzeit, der in die Ehezeit fällt. Der Wert des Ehezeitanteils ergibt
sich nach folgender Formel:
m x R

n

Dabei steht „m“ für die in die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähigen Dienstzeiten (vergleiche Nummer 5.2), „n“ für die
ruhegehaltfähige Gesamtzeit (vergleiche Nummern 3.2.4 und 4.2.4) und „R“ für die volle Versorgung (vergleiche
Nummern 3.2 und 4.2). Für Umrechnungen und Rundungen gelten § 15 Absatz 1 Satz 2 bis 4 entsprechend.

5.1.2 Für den Fall der Anwendung der Ruhensvorschrift des § 73 wird auf Nummer 6.1.8 verwiesen.



5.2 In die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige Dienstzeiten

5.2.1 Auszugehen ist von der Ehezeit (§ 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes). Es ist zu ermitteln, welche Zeiten
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit in die Ehezeit fallen. Bei Versorgungsanwartschaften (vergleiche Nummer 3) ist die
nach den in Nummer 3.2.3 angeführten Grundsätzen ermittelte, in die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige Dienstzeit zu-
grunde zu legen.

5.2.2 Dabei bleiben ebenso wie für die Berechnung anteiliger Versorgungsansprüche (vergleiche Nummer 4) die bei der vol-
len Versorgungsanwartschaft berücksichtigten Zeiten einer erhöhten Anrechnung (zum Beispiel § 14 Absatz 2, § 87 Ab-
satz 1) und Zurechnungszeiten außer Betracht (vergleiche BGH, Beschluss vom 19. Oktober 1994, XII ZB 20/94).

5.2.3 Beim Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge ist von der gesamten in die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähigen
Dienstzeit auszugehen (§ 44 Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleichgesetzes, vergleiche Nummer 6.1.8).

5.3 Vorschlag an das Familiengericht für die Bestimmung des Ausgleichswertes

Der Ausgleichswert ist der Betrag, der durch die externe Teilung dem Ausgleichsberechtigten zu Gute kommt. Er
beträgt die Hälfte des Ehezeitanteils (Halbteilungsgrundsatz).

5.4 Vorschlag an das Familiengericht für die Bestimmung des korrespondierenden Kapitalwerts

5.4.1 Um die verschiedenartigen Anrechte vergleichbar zu machen, ist nach § 47 des Versorgungsausgleichgesetzes ein kor-
respondierender Kapitalwert zu bestimmen. Es handelt sich hierbei um einen Hilfswert, der zum Ehezeitende aufzu-
bringen wäre, um beim Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen Person ein Anrecht in Höhe des Ausgleichswertes
zu begründen (§ 47 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes).

5.4.2 Nach § 47 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes sind für die Bestimmung des korrespondierenden Kapitalwerts
bei Anrechten aus einer Beamtenversorgung die Berechnungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung ent-
sprechend anzuwenden.

5.4.3 Demgemäß ist der ermittelte Ausgleichswert zunächst analog § 76 Absatz 4, § 187 Absatz 2 SGB VI in Entgeltpunkte
umzurechnen. Sodann ist analog § 187 Absatz 3 SGB VI in Verbindung mit den vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales im Bundesgesetzblatt bekannt gemachten Rechengrößen zur Durchführung des Versorgungsausgleichs der
entsprechende Beitragsaufwand zu ermitteln.

5.4.4 Der korrespondierende Kapitalwert berechnet sich nach folgender Formel:

k KW: korrespondierender Kapitalwert
Ausgleichswert: Hälfte des Wertes des jeweiligen Ehezeitanteils
Umrechnungsfaktor: Faktor zur Umrechnung von Entgeltpunkten in Beträgen (am Ehezeitende)
a RW aktueller Rentenwert (am Ende der Ehezeit)

5.5 Besonderheiten bei abweichendem Ehezeitende

5.5.1 In § 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes ist die Ehezeit gesetzlich definiert. Im Rahmen von Vereinbarungen
durch die Ehegatten (§ 6 des Versorgungsausgleichgesetzes, vergleiche Abschnitt 1 Nummer 7) ist es jedoch möglich,
Anrechte vor dem gesetzlich bestimmten Ehezeitende ganz oder teilweise vom Versorgungsausgleich auszuschließen.
Bei diesem sogenannten Teilausschluss bleibt jedoch die in § 3 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzesgesetzlich
definierte Ehezeit bestehen.

5.5.2 In diesem Fall sind für die Frage, ob eine auszugleichende Versorgungsanwartschaft vorliegt, grundsätzlich die zu dem
von den Ehegatten bestimmten Zeitpunkt (= vereinbartes Ehezeitende) bestehenden Rechtsverhältnisse maßgebend
(zum Beispiel im Falle der Berufung in das Beamtenverhältnis nach dem bestimmten Ende der Ehezeit). Eine nach
diesem Zeitpunkt eingetretene Änderung der Verhältnisse, die eine Veränderung des Wertunterschiedes zur Folge
hat, ist jedoch zu berücksichtigen (zum Beispiel bei vorzeitigem Ruhestandseintritt).

5.5.3 Bei der Wertberechnung ist von den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen am vereinbarten Ehezeitende auszugehen.
Maßgebend sind die zu diesem Zeitpunkt erreichte Besoldungsgruppe und Stufe.

5.5.4 Die zwischen dem vereinbarten Ehezeitende und dem Bewertungsstichtag verbrachte ruhegehaltfähige Dienstzeit fällt
aufgrund der vereinbarten Ehezeitverkürzung nicht mehr in die gesetzliche Ehezeit des § 3 Absatz 1 des Versorgungs-
ausgleichgesetzes. Sie ist als Erweiterungszeit zu behandeln.

k KW = 
Ausgleichswert x Umrechnungsfaktor 

a RW 



5.5.5 Die Höhe der Dienstbezüge sowie die maßgebenden Werte für den korrespondierenden Kapitalwert richten sich nach
dem Stand zum gesetzlichen Ehezeitende. Hat zum Beispiel zwischen dem vereinbarten Ehezeitende und dem
gesetzlichen Ehezeitende eine Besoldungserhöhung stattgefunden, sind die erhöhten ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge zugrunde zu legen.

5.5.6 Die genannten Maßgaben dürfen nicht dazu führen, dass höhere Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung begründet werden, als dies ohne die entsprechende Vereinbarung der Fall wäre.

6. Anwendung der Ruhensvorschriften gemäß §§ 73 bis 76 (§ 44 Absatz 2 und 3 des Versorgungsausgleich-
gesetzes)

6.0 Für die Wertberechnung der Versorgungsanwartschaften und der Versorgungsansprüche sind die beamtenversor-
gungsrechtlichen Ruhensvorschriften (§§ 73 bis 76) anzuwenden, soweit die Anwartschaft oder der Anspruch auf die
anrechenbare Leistung ebenfalls dem Versorgungsausgleich unterliegt. Hierfür genügt es, wenn bezüglich der an-
rechenbaren Leistung Ausgleichsansprüche nach der Scheidung geltend gemacht werden können.

6.1 Ruhensberechnung gemäß § 73 (§ 44 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes)

6.1.1 Treffen mehrere auszugleichende beamtenrechtliche Versorgungsansprüche oder Versorgungsanwartschaften zu-
sammen ist für die Wertberechnung § 73 unter Berücksichtigung der nachfolgenden Hinweise anzuwenden (§ 44 Ab-
satz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes).

6.1.2 Der Gesamtbetrag der vollen Versorgungen und Versorgungsanwartschaften setzt sich aus der neuen Versorgung
oder Versorgungsanwartschaft und der nach § 73 geregelten früheren Versorgung oder Versorgungsanwartschaft zu-
sammen.

6.1.3 Bei Versorgungsanwartschaften ist zu unterstellen, dass der Versorgungsfall mit dem Ablauf der Erweiterungszeit en-
det. Trifft zum Bewertungsstichtag ein Versorgungsanspruch mit einer Versorgungsanwartschaft zusammen, so ist der
Versorgungsanspruch der frühere Versorgungsbezug.

6.1.4 Für die Höchstgrenze des § 73 Absatz 2 ist das Grundgehalt der Endstufe der Besoldungsgruppe zugrunde zu legen,
aus der sich die frühere Versorgung oder Versorgungsanwartschaft berechnet. § 40 Absatz 5 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes ist zu beachten.

6.1.5 Die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit ist nach den im Rahmen des § 73 maßgebenden Grundsätzen zu berechnen.
Zusätzlich ist eine bei der früheren und/oder der neuen Versorgung oder Versorgungsanwartschaft zugrunde gelegte
Erweiterungszeit zu berücksichtigen, soweit dies nicht zu einer mehrfachen Berücksichtigung desselben Zeitraums
führt.

6.1.6 Beim Zusammentreffen zweier Versorgungsanwartschaften ergibt sich die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit aus
der Gesamtzeit der früheren Versorgungsanwartschaft zuzüglich einer anschließenden, bis zu einem späteren
Zeitpunkt reichenden Gesamtzeit der neuen Versorgungsanwartschaft.

6.1.7 Die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit besteht beim Zusammentreffen einer Versorgung mit einer Versorgungsan-
wartschaft aus der der Versorgung zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit (einschließlich Zeiten erhöhter
Anrechnung und einer Zurechnungszeit) zuzüglich der nach Eintritt des Versorgungsfalles liegenden Gesamtzeit, die
bei der Berechnung der Versorgungsanwartschaft berücksichtigt worden ist.

6.1.8 Die Summe aus neuer Versorgung oder Versorgungsanwartschaft und dem Restbetrag der früheren Versorgung oder
Versorgungsanwartschaft nach Anwendung des § 73 ergibt den Gesamtbetrag der vollen Versorgungen und/oder
Versorgungsanwartschaften. Zur Ermittlung des Ehezeitanteils ist auf den Gesamtbetrag der vollen Versorgungen
und/oder Versorgungsanwartschaften ein einheitliches Zeit/Zeit-Verhältnis anzuwenden. Zeiten einer erhöhten Anrech-
nung und Zurechnungszeiten bleiben hierbei außer Betracht. In die Berechnung sind folgende Werte einzusetzen:

6.1.8.1 Die in die Ehezeit fallende ruhegehaltfähige Dienstzeit (m) ergibt sich aus der Summe der in die Ehezeit fallenden
ruhegehaltfähigen Dienstzeit der früheren Versorgung/Versorgungsanwartschaft und der in die Ehezeit fallenden ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit der neuen Versorgung/Versorgungsanwartschaft. In beiden Versorgungen/Versorgungs-
anwartschaften enthaltene Zeiten werden nur einmal berücksichtigt.

6.1.8.2 Die ruhegehaltfähige Gesamtzeit (n) ergibt sich aus der Summe der Gesamtzeit der früheren Versorgung/Versorgungs-
anwartschaft und der Gesamtzeit der neuen Versorgung/Versorgungsanwartschaft. In beiden Versorgungen/Ver-
sorgungsanwartschaften enthaltene Zeiten werden nur einmal berücksichtigt.



6.2 Ruhensberechnung gemäß § 74 (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes)

6.2.1 Bestehen neben der auszugleichenden Versorgung oder Versorgungsanwartschaft Ansprüche oder Anwartschaften
auf Renten im Sinne des § 74 Absatz 1 Satz 2 ist für die Wertberechnung § 74 unter Berücksichtigung der nachfolgen-
den Hinweise anzuwenden (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

6.2.2 Als ruhegehaltfähige Dienstbezüge für die Berechnung der Höchstgrenze (§ 74 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a) ist das Grundgehalt der Endstufe der bei der Wertberechnung berücksichtigten Besoldungsgruppe zugrunde
zu legen. § 40 Absatz 5 des Versorgungsausgleichgesetzes ist zu beachten.

6.2.3 Als ruhegehaltfähige Dienstzeit für die Berechnung der Höchstgrenze (§ 74 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b)
ist, sofern eine Versorgungsanwartschaft vorliegt, als Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles der letzte Tag der
Gesamtzeit zugrunde zu legen.

6.2.4 Bei Renten ist vom vollen Betrag der Renten oder Rentenanwartschaften aus allen Versicherungszeiten auszugehen,
wie er in der Auskunft des Versicherungsträgers festgestellt wurde. Dies ist im Allgemeinen die fiktive Vollrente wegen
Alters. Auf die Erfüllung von Wartezeiten kommt es dabei nicht an (§ 2 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).
Einzubeziehen sind auch die vorehelich erworbenen Teile der Renten und Rentenanwartschaften, es sei denn, die
Renten oder Rentenanwartschaften sind ausschließlich vorehelich erworben worden.

6.2.5 Der für die Anwendung des § 74 im Versorgungsausgleich maßgebliche Kürzungsbetrag ergibt sich durch Quotierung
des auf jede Einzelne der von § 74 Absatz 1 Satz 2 erfassten Leistungen entfallenden Ruhensbetrags, und zwar im
Verhältnis der in der Ehezeit erworbenen zu der gesamten Rente/Rentenanwartschaft oder der dieser zugrunde liegen-
den Entgeltpunkte oder diesen vergleichbaren Berechnungskriterien (vergleiche BGH, Beschluss vom 19. Januar 2000,
XII ZB 16/96, bestätigt im Beschluss vom 15. Dezember 2004, XII ZB 179/03). Bei der im Rahmen der Quotierung an-
zusetzenden gesamten Rente/Rentenanwartschaft bleiben in entsprechender Anwendung des § 74 Absatz 4 Leistun-
gen jeweils außer Betracht, soweit sie auf freiwilligen Beitragsleistungen beruhen. Der ehezeitanteilige Kürzungsbetrag
ist vom Ehezeitanteil der Beamtenversorgung (vergleiche Nummer 5) abzusetzen (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes; BGH, Beschlüsse vom 19. Januar 2000 und vom 15. Dezember 2004).

6.3 Ruhensberechnung gemäß § 75 (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes)

6.3.1 Besteht neben der nationalen Versorgung oder Versorgungsanwartschaft aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst
einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung Anwartschaft oder Anspruch auf Versorgung, ist für die Wertberech-
nung § 75 unter Berücksichtigung der nachfolgenden Hinweise anzuwenden (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsausgleich-
gesetzes).

6.3.2 Auf die Erfüllung von Wartezeiten oder ähnlichen zeitlichen Voraussetzungen kommt es bei der internationalen Versor-
gung oder Versorgungsanwartschaft nicht an (§ 2 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes). Wenn der Beamte
anstelle einer Versorgung eine Abfindung, Beitragserstattung oder einen sonstigen Kapitalbetrag aus der Verwendung
im zwischen- oder überstaatlichen Dienst erhalten hat, ist keine Ruhensberechnung vorzunehmen (vergleiche BGH,
Beschluss vom 11. Oktober 1995, XII ZB 137/91).

6.3.3 Die auf der Tätigkeit im zwischen- oder überstaatlichen öffentlichen Dienst basierende Versorgung/Versorgungs-
anwartschaft ist unter Berücksichtigung der vorehelich erworbenen Anteile und demnach in voller Höhe in die Ruhens-
regelung einzubeziehen.

6.3.4 Da § 73 Absatz 2 im Rahmen des § 75 sinngemäß gilt, sind bei der Bestimmung der Höchstgrenze die Nummern 6.1.4
bis 6.1.7 entsprechend anzuwenden.

6.3.5 Der für die Anwendung des § 75 im Versorgungsausgleich maßgebliche Kürzungsbetrag ergibt sich durch Quotie-
rung des durchschnittlichen monatlichen Ruhensbetrags, und zwar im Verhältnis der ehezeitlich bei der internatio-
nalen Einrichtung verbrachten Zeit zu der dortigen Gesamtzeit (vergleiche BGH, Beschluss vom 11. Oktober 1995,
XII ZB 137/91). Der ehezeitanteilige Kürzungsbetrag ist vom Ehezeitanteil der Beamtenversorgung (vergleiche Num-
mer 5) abzusetzen (§ 44 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

7. Berücksichtigung von kinder- und pflegebezogenen Leistungen

7.1 Der Kindererziehungszuschlag (§ 57) und der Pflegezuschlag (§ 58) sowie die übergeleiteten Zuschläge nach § 82
Absatz 3 sind keine familien- oder kinderbezogenen Bestandteile im Sinne des § 40 Absatz 5 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes. Sie sind daher zu berücksichtigen, soweit die Erziehungszeiten oder die Zeiten einer nicht erwerbs-
mäßigen Pflege in die Ehezeit fallen.



7.2 Vorübergehend gewährte Zuschläge nach § 59 bleiben außer Betracht.

7.3 Liegen bei Beamten im aktiven Dienst die Voraussetzungen für eine Berücksichtigung der Erziehungs- oder Pflegezeiten in
der gesetzlichen Rentenversicherung vor, so ist in der Auskunft darauf hinzuweisen, dass für den Versorgungsausgleich
eine Bewertung dieser Zeiten ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Rentenversicherung zu erfolgen hat, und zwar
unabhängig davon, ob die allgemeine Wartezeit schon erfüllt ist (§ 2 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

7.4 Die Zuschläge sind mit ihrem Wert zum Ende der Ehezeit zu berücksichtigen. Die Regelungen über die Begrenzung der
Zuschläge nach § 57 Absatz 5 und 6, § 58 Absatz 3 sind dabei zu beachten.

7.5 Für die Anwendung der Ruhensvorschriften (vergleiche Nummer 6) gelten die Zuschläge als Teile der Versorgung oder
Versorgungsanwartschaft (§ 57 Absatz 6 Satz 1 und § 58 Absatz 3). Da steuerliche Gesichtspunkte (zum Beispiel hier
§ 3 Nummer 67 des Einkommensteuergesetzes) bei der Ermittlung des Ehezeitanteils unbeachtlich sind, ist eine antei-
lige Berechnung der sich nach Abzug des Kürzungsbetrages ergebenden Zuschläge und der Versorgung oder Ver-
sorgungsanwartschaft nach Nummer 57.6.1.4 der VwV SächsBeamtVG entbehrlich. Das bedeutet, dass der Kürzungs-
betrag (Nummern 6.2.5 und 6.3.5) unmittelbar vom Ehezeitanteil der Versorgung oder der Versorgungsanwartschaft
(Nummer 5) abgezogen werden kann.

Abschnitt 3
Abänderung des Wertausgleichs bei der Scheidung

1. Allgemeines

1.1 Die Abänderung des Wertausgleichs bei der Scheidung ist in §§ 225, 226 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geregelt. Danach ist eine Entscheidung über den
Wertausgleich abänderbar, wenn sich nachträglich rechtliche oder tatsächliche Umstände geändert haben, die für die
Bewertung des Ausgleichswerts des Anrechts maßgeblich sind.

1.2 Erfasst sind zum einen Rechtsänderungen wie etwa strukturelle Neuregelungen im Beamtenversorgungsrecht, zum
anderen tatsächliche Änderungen wie die Versetzung der ausgleichspflichtigen Person in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit, der Wechsel der ausgleichspflichtigen Person in den Geltungsbereich eines anderen Beamten-
versorgungsgesetzes oder das Ausscheiden der ausgleichspflichtigen Person aus dem Beamtenverhältnis mit Nach-
versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung.

1.3 Eine Abänderung kommt allerdings nur in Betracht, wenn die Wertänderung wesentlich ist. Wesentlich ist die Wert-
änderung nur, wenn sie mindestens fünf Prozent des bisherigen Ausgleichswerts des jeweils betroffenen Anrechts
(relative Wesentlichkeitsgrenze) und wenigstens ein Prozent der Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 SGB IV (absolute
Wesentlichkeitsgrenze) beträgt.

1.4 Die Korrektur beschränkt sich im Abänderungsverfahren auf das jeweils betroffene Anrecht. Eine automatische Ein-
beziehung sämtlicher in den Versorgungsausgleich einbezogenen Anrechte findet nicht statt. Nur bei der Abänderung
einer Altentscheidung nach bisherigem Recht wird nach § 51 des Versorgungsausgleichgesetzes der gesamte Ver-
sorgungsausgleich nach neuem Recht entschieden.

2. Antragserfordernis

2.1 Die Abänderung der rechtskräftigen Entscheidung erfolgt auf Antrag. Antragsberechtigt sind die Ehegatten, ihre
Hinterbliebenen und die von der Abänderung betroffenen Versorgungsträger (§ 226 des Gesetzes über das Verfahren
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit). Bei Staatsbeamten nimmt das Landes-
amt für Steuern und Finanzen als Pensionsbehörde das Antragsrecht wahr (vergleiche Abschnitt 1 Nummer 4).

2.2 Die Abänderung rechtskräftiger Entscheidungen ist in erster Linie eine Angelegenheit der geschiedenen Ehegatten.
Eine Antragstellung durch die Pensionsbehörde ist daher nur bei besonderen Umständen im Einzelfall geboten, wenn
dies zur Wahrnehmung wesentlicher Interessen des Dienstherrn als Versorgungsträger geboten erscheint.

2.3 Die Pensionsbehörde hat zur Wahrnehmung ihres Antragsrechts einen Anspruch auf Auskunft gegen die Ehegatten
und deren Hinterbliebenen sowie gegen die anderen Versorgungsträger (§ 4 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgeset-
zes). Die Ehegatten und ihre Hinterbliebenen haben ihrerseits einen entsprechenden Auskunftsanspruch gegen die zu-
ständige Behörde, sofern sie die erforderlichen Auskünfte von dem anderen Ehegatten oder dessen Hinterbliebenen
nicht erhalten können (§ 4 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3. Auskunftsersuchen des Familiengerichts

Dem Ersuchen des Familiengerichts um eine neue Wertberechnung im Abänderungsverfahren ist zu entsprechen,
ohne die Erfolgsaussichten zu prüfen. Die Auskunft soll den Wert der Versorgungsanwartschaft oder des Versorgungs-
anspruchs zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung angeben.



Abschnitt 4
Anpassung nach Rechtskraft (§§ 32 ff. des Versorgungsausgleichgesetzes)

1. Allgemeines

1.1 Die Rechtsfolgen der Entscheidung über den Wertausgleich bei der Scheidung (Kürzung nach § 77) können nach §§ 32
bis 38 des Versorgungsausgleichgesetzes zeitweise oder dauerhaft, ganz oder teilweise beseitigt werden.

1.2 Die Anpassung erfolgt jeweils auf Antrag. Antragsberechtigt ist in allen Fällen die ausgleichspflichtige Person. Die
Anpassung wirkt jeweils stets erst ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat der Antragstellung folgt. Die
Anzeige- und Mitwirkungspflichten nach § 71 bleiben unberührt.

2. Aussetzung der Kürzung wegen Unterhalt (§§ 33, 34 des Versorgungsausgleichgesetzes)

2.1 Solange die ausgleichsberechtigte Person aus einem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht keine laufende
Versorgung erhalten kann und sie gegen den Ausgleichspflichtigen ohne die Kürzung durch den Versorgungsausgleich
einen gesetzlichen Unterhaltsanspruch hätte, wird die Kürzung der laufenden Versorgung beim Ausgleichspflichtigen
auf Antrag ausgesetzt (§§ 33, 34 des Versorgungsausgleichgesetzes).

2.2 Antragsberechtigt ist auch die ausgleichsberechtigte Person. Über den Antrag entscheidet das Familiengericht. Die
Anpassung wirkt ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat der Antragstellung folgt (§ 34 Absatz 3 des Versor-
gungsausgleichgesetzes).

2.3 Die Kürzung der Versorgung der ausgleichspflichtigen Person wird nur in Höhe des Unterhaltsanspruchs ausgesetzt,
der bei ungekürzter Versorgung gegeben wäre (§ 33 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes). Der nach § 77 ab-
zuziehende Versorgungsausgleichsbetrag wird in Höhe der vom Familiengericht festgelegten Unterhaltsverpflichtung
gekürzt (§ 33 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

2.4 Führen insbesondere geänderte Einkommensverhältnisse der geschiedenen Eheleute zu einer geringeren Unterhalts-
verpflichtung der ausgleichspflichtigen Person, kann auch die Pensionsbehörde die Abänderung einer durchgeführten
Anpassung beantragen. Vom Antragsrecht der Pensionsbehörde sollte jedoch nur im begründeten Ausnahmefall
Gebrauch gemacht werden.

2.5 Erhält die Pensionsbehörde Kenntnis über den Wegfall der Unterhaltszahlungen sowie über den Rentenbezug, die
Wiederheirat oder den Tod der ausgleichsberechtigten Person, ist sie befugt, die Aussetzung der Kürzung zu beenden
(§ 34 Absatz 6 des Versorgungsausgleichgesetzes). Die ausgleichspflichtige Person ist diesbezüglich gegenüber der
Pensionsbehörde zur unverzüglichen Anzeige verpflichtet (§ 34 Absatz 5 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3. Aussetzung der Kürzung wegen Invalidität der ausgleichspflichtigen Person oder einer für sie geltenden
besonderen Altersgrenze (§§ 35, 36 des Versorgungsausgleichgesetzes)

3.1 Die Kürzung der Versorgung kann ausgesetzt werden, wenn der Antragsteller wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzt oder wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten ist und aus einem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht (noch) keine Leistung beziehen kann, weil er die dort vorgesehene allge-
meine Altersgrenze noch nicht erreicht hat oder aber dessen abweichende Voraussetzungen für eine Invaliditätsrente
nicht erfüllt (§§ 35, 36 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.2 Diese Regelungen sind nur anwendbar, wenn das Verfahren über dem Versorgungsausgleich bereits nach dem ab
1. September 2009 geltenden Recht durchgeführt wurde, denn nur ab diesem Zeitpunkt kann ein durch den Hin-und-
Her-Ausgleich bedingter Härtefall entstehen. Ist die Entscheidung über den Versorgungsausgleich nach dem bis 31. Au-
gust 2009 geltenden Recht ergangen, ist die Anwendung dieser Anpassungsregelung ausgeschlossen.

3.3 Über den Antrag entscheidet die Pensionsbehörde. Die Anpassung wirkt ab dem ersten Tag des Monats, der auf den
Monat der Antragstellung folgt (§ 36 Absatz 3 in Verbindung mit § 34 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.4 Die Kürzung ist nur auszusetzen, wenn der auf die Versorgung entfallende (potentielle) Kürzungsbetrag am Ende der
Ehezeit mindestens zwei Prozent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Absatz 1 SGB IV betragen hat (§ 35 Ab-
satz 2, § 33 Absatz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.5 Die Aussetzung der Kürzung erfolgt höchstens in Höhe der Ausgleichswerte aus denjenigen Anrechten im Sinne des
§ 32 des Versorgungsausgleichgesetzes, aus denen der Antragsteller (noch) keine Leistungen bezieht (§ 35 Absatz 3
des Versorgungsausgleichgesetzes).



3.6 Bezieht die ausgleichspflichtige Person mehrere Versorgungen im Sinne des § 32 des Versorgungsausgleichgesetzes
(zum Beispiel gesetzliche Rentenversicherung, Beamtenversorgung, Minister- und/oder Abgeordnetenversorgung, be-
rufsständische Versorgungswerke), sind die jeweiligen Kürzungen entsprechend dem Verhältnis der Ausgleichswerte
auszusetzen (§ 35 Absatz 4 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.7 Die Pensionsbehörde hat hierfür zu ermitteln, ob die ausgleichspflichtige Person entsprechende Versorgungen erhält.
Die ausgleichspflichtige Person ist im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht nach § 71 Absatz 2 Satz 3 verpflichtet, die not-
wendigen Auskünfte über weitere Versorgungen zu erteilen. Im Ausnahmefall können die Auskünfte auch direkt beim
zuständigen Versorgungsträger eingeholt werden (§ 4 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

3.8 Falls die Kürzung ausgesetzt wurde, ist die ausgleichspflichtige Person zudem verpflichtet, die Pensionsbehörde un-
verzüglich zu informieren, sobald sie aus einem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht eine Leistung im Sinne
des § 35 Absatz 1 des Versorgungsausgleichgesetzes beziehen kann (§ 36 Absatz 4 des Versorgungsausgleichgeset-
zes). In den (Festsetzungs-)Bescheid ist ein entsprechender Hinweis aufzunehmen. Die Pensionsbehörde hat die
Kürzung der Versorgung der ausgleichspflichtigen Person sodann insoweit wieder aufzunehmen.

3.9 Als laufende Versorgung wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze im Sinne von § 35 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes gilt auch der Bezug einer laufenden Versorgung bei einer (vorzeitigen) Versetzung in den Ruhestand
auf Antrag (§ 48 des Sächsischen Beamtengesetzes).

4. Aussetzung der Kürzung wegen Tod der ausgleichsberechtigten Person (§§ 37, 38 des Versorgungsausgleich-
gesetzes)

4.1 Die Kürzung ist auszusetzen, wenn die ausgleichsberechtigte Person verstorben ist und nicht länger als 36 Monate
Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich übertragenen Anrecht bezogen hat. Leistungen an Hinterbliebene sind
unbeachtlich.

4.2 Die Antragsberechtigung obliegt allein dem ausgleichspflichtigen Ruhestandsbeamten. Aktive Beamte sind antrags-
berechtigt, wenn sie ausgleichspflichtig sind und eine Versorgungsanwartschaft bereits besteht. Hinterbliebene eines
verstorbenen aktiven Beamten haben kein eigenes Antragsrecht und können die Kürzung nach § 77 deshalb aufgrund
von § 37 des Versorgungsausgleichgesetzes nicht mehr abwenden.

4.3 Über den Antrag entscheidet die Pensionsbehörde. Die Anpassung wirkt ab dem ersten Tag des Monats, der auf den
Monat der Antragstellung folgt (§ 38 Absatz 2 in Verbindung mit § 34 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes).

4.4 Wird die Anpassung wegen Todes wirksam (das heißt entfällt die Kürzung seiner Versorgung), erlöschen zur Vermei-
dung einer Besserstellung des ausgleichspflichtigen Ruhestandsbeamten seine von der an sich ausgleichsberechtigten
Person erworbenen Anrechte (§ 37 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgesetzes). Ansonsten würden die im Versor-
gungsausgleich erworbenen Anrechte des verstorbenen früheren Ehegatten ihm weiterhin zufließen, ohne dass es zu
einer Kürzung seiner Versorgungsbezüge kommt. Dies gilt nicht nur für Anrechte bei ein und demselben Versor-
gungsträger, sondern auch für alle sonstigen Anrechte bei Versorgungsträgern der Regelsicherungssysteme im Sinne
von § 32 des Versorgungsausgleichgesetzes.

4.5 Vom ausgleichspflichtigen Versorgungsempfänger sind zudem Angaben zum Ausgleichsberechtigten (letzter Wohn-
sitz, Sterbeurkunde) anzufordern. Die Berechtigung des Versorgungsträgers ergibt sich aus § 4 Absatz 3 des Versor-
gungsausgleichgesetzes.

4.6 Die Pensionsbehörde hat die anderen Versorgungsträger, bei denen die ausgleichspflichtige Person Anrechte der ver-
storbenen ausgleichsberechtigen Person auf Grund des Versorgungsausgleichs erworben hat, über den Eingang des
Antrags und ihre Entscheidung zu unterrichten (§ 38 Absatz 3 Satz 2 des Versorgungsausgleichgesetzes), damit diese
ihre Leistungen an die ausgleichspflichtige Person einstellen können (§ 37 Absatz 3 des Versorgungsausgleichgeset-
zes).

4.7 Der Antrag des Ausgleichspflichtigen auf Aussetzung der Kürzung bezieht sich nur auf seinen Anspruch und nicht auf
die künftigen Hinterbliebenenleistungen seiner Angehörigen (BSG, Urteil vom 20. März 2013, B 5 R 2/12 R). Werden
bei einem Ruhestandsbeamten die Versorgungsbezüge wegen des Todes der ausgleichsberechtigten Person nicht
gekürzt, sind im Falle des Todes des Ruhestandsbeamten die Hinterbliebenenbezüge dennoch zu kürzen. Hinterblie-
bene können mangels eigenem Antragsrecht die Kürzung nach § 77 deshalb aufgrund von § 37 des Versorgungsaus-
gleichgesetzes nicht mehr abwenden (vergleiche Nummer 4.2).



Teil 2
Erstattung von Aufwendungen im Rahmen des Versorgungsausgleichs an Rentenversicherungsträger

1. Allgemeines

1.1 Aufwendungen, die dem Rentenversicherungsträger auf Grund der nach §§ 14 und 16 des Versorgungsausgleichge-
setzes begründeten Rentenanwartschaft entstehen, werden von dem zuständigen Träger der Versorgungslast erstattet
(§ 225 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit, § 290 Satz 1 SGB VI). Mit der Zahlung des vom Familiengericht festgesetzten Kapitalwertes wird der
Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen Person von seinen Rechten und Pflichten befreit.

1.2 Das Nähere über die Berechnung und Durchführung der Erstattung bestimmt sich nach der Versorgungsausgleichs-
Erstattungsverordnung.

2. Erstattungspflicht des Freistaates Sachsen

2.1 Erstattungspflichtig ist der Freistaat Sachsen, wenn die ausgleichspflichtige Person Beamter oder Versorgungsempfän-
ger des Freistaates Sachsen ist. Gleiches gilt, wenn ein Beschäftigter eine Anwartschaft auf Versorgung nach
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen gegen den Freistaat Sachsen hat.

2.2 Bei einem Dienstherrenwechsel geht die Erstattungsverpflichtung auf den neuen Dienstherrn über. Sie lebt beim
Freistaat Sachsen wieder auf, wenn der ausgleichspflichtige Beamte zu einem späteren Zeitpunkt nachversichert wird.

2.3 Im Fall einer Abordnung oder Beurlaubung verbleibt die Erstattungsverpflichtung bei dem abordnenden oder be-
urlaubenden Dienstherrn. Ein Ausgleich im Innenverhältnis zwischen den Dienstherren bleibt unberührt.

3. Sachliche und örtliche Zuständigkeit

Für die Erstattung durch den Freistaat Sachsen ist das Landesamt für Steuern und Finanzen als Pensionsbehörde im
Rahmen ihres Aufgabenbereichs nach Maßgabe der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und der Sächsi-
schen Staatsministerien über Zuständigkeiten für die Festsetzung, Regelung, Anordnung und Abrechnung der Bezüge
von Bediensteten und Versorgungsempfängern sowie des Alters- und Hinterbliebenengeldes zuständig.

4. Erstattungsverfahren

4.1 Die Rentenversicherungsträger berechnen die zu erstattenden Aufwendungen nach Maßgabe des § 1 der Ver-
sorgungsausgleichs-Erstattungsverordnung und stellen die aus dem begründeten Anrecht ermittelte Rente sowie den
darauf entfallenden Beitrag zur Krankenversicherung der Rentner in Rechnung.

4.2 Verwaltungskosten des Rentenversicherungsträgers werden nicht erstattet.

4.3 Die Durchführung des Erstattungsverfahrens richtet sich nach § 2 der Versorgungsausgleichs-Erstattungsverordnung.


